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1 9 1 . Abkommen zwischen der Republik Österreich und dem Königreich der Niederlande zur
Vermeidung der Doppelbesteuerung auf dem Gebiete der Steuern vom Ein-
kommen und vom Vermögen samt Schlußprotokoll

191.
Nachdem das am 1. September 1970 in Wien unterzeichnete Abkommen zwischen der Repu-

blik Österreich und dem Königreich der Niederlande zur Vermeidung der Doppelbesteuerung auf
dem Gebiete der Steuern vom Einkommen und vom Vermögen samt Schlußprotokoll, welches
also lautet:

ABKOMMEN
zwischen der Republik Österreich und dem
Königreich der Niederlande zur Vermeidung
der Doppelbesteuerung auf dem Gebiete der

Steuern vom Einkommen und vom
Vermögen

Der Bundespräsident der Republik Österreich
und

Ihre Majestät die Königin der Niederlande,
von dem Wunsche geleitet, ein Abkommen

zur Vermeidung der Doppelbesteuerung auf dem
Gebiete der Steuern vom Einkommen und vom
Vermögen abzuschließen, haben zu diesem Zweck
zu ihren Bevollmächtigten ernannt:

Der Bundespräsident der Republik Österreich:

Herrn Sektionschef Dr. Josef Hammerschmidt
im Bundesministerium für Finanzen;

Ihre Majestät die Königin der Niederlande:
Baron Constant Wilhelm van Boetzelaer van
Asperen, außerordentlicher und bevollmächtigter
Botschafter in Wien;

die, nachdem sie ihre Vollmachten ausgetauscht
und diese in guter und gehöriger Form befunden,
folgendes vereinbart haben:

ABSCHNITT I
GELTUNGSBEREICH DES ABKOMMENS

A r t i k e l 1

Persönlicher Geltungsbereich

Dieses Abkommen gilt für Personen, die in
einem der beiden Staaten oder in beiden Staaten
ansässig sind.

A r t i k e l 2
Unter das Abkommen fallende Steuern

(1) Dieses Abkommen gilt, ohne Rücksicht auf
die Art der Erhebung, für Steuern vom Ein-
kommen und vom Vermögen, die für Rechnung
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eines der beiden Staaten oder seiner Gebiets-
körperschaften erhoben werden.

(2) Als Steuern vom Einkommen und vom Ver-
mögen gelten alle Steuern, die vom Gesamtein-
kommen, vom Gesamtvermögen oder von Teilen
des Einkommens oder des Vermögens erhoben
werden, einschließlich der Steuern vom Gewinn
aus der Veräußerung beweglichen oder unbe-
weglichen Vermögens sowie der Steuern vom
Vermögenszuwachs.

(3) Zu den zur Zeit bestehenden Steuern, für
die das Abkommen gilt, gehören insbesondere:

a) in den Niederlanden:
i) de inkomstenbelasting (die Einkom-

mensteuer);
ii) de loonbelasting (die Lohnsteuer);

iii) de vennootschapsbelasting (die Kör-
perschaftsteuer);

iv) de dividendbelasting (die Dividenden-
steuer) ;

v) de commissarissenbelasting (die Auf-
sichtsratsteuer);

vi) de vermogensbelasting (die Vermö-
gensteuer) ;

vii) de grondbelasting (die Grundsteuer);
viii) de gemeentelijke baatbelastingen (die

kommunalen Steuern auf den Wert-
zuwachs bestimmter Grundstücke);

ix) de gemeentelijke bouwterreinbelastin-
gen (die kommunalen Baulandsteuern);

x) de wegen-, straat- en vaartbelastingen
(die Straßen- und Wasserstraßensteu-
ern);

xi) het recht op de mijnen (die Bergwerk-
steuer);

b) in Österreich:
i) die Einkommensteuer (einschließlich

der Lohnsteuer und der Kapitalertrag-
steuer);

ii) die Körperschaftsteuer (einschließlich
der Kapitalertragsteuer);

iii) die Vermögensteuer;

iv) der Beitrag vom Einkommen zur För-
derung des Wohnbaues und für Zwecke
des Familienlastenausgleiches;
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v) der Katastrophenfondsbeitrag vom
Einkommen;

vi) die Sonderabgabe vom Einkommen;

vii) die Aufsichtsratsabgabe;

viii) die Gewerbesteuer (einschließlich der
Lohnsummensteuer) ;

ix) die Grundsteuer;
x) die Abgabe von land- und forstwirt-

schaftlichen Betrieben;

xi) die Abgabe vom Bodenwert bei un-
bebauten Grundstücken;

xii) der Katastrophenfondsbeitrag vom
Vermögen;

xiii) die Sonderabgabe vom Vermögen;

xiv) die Abgabe von Vermögen, die der
Erbschaftssteuer entzogen sind;

xv) die Beiträge von land- und forstwirt-
schaftlichen Betrieben zum Ausgleichs-
fonds für Familienbeihilfen.

(4) Dieses Abkommen gilt auch für alle Steuern
gleicher oder ähnlicher Art, die künftig neben
den zur Zeit bestehenden Steuern oder an deren
Stelle erhoben werden. Die zuständigen Behörden
der beiden Staaten teilen einander die in ihren
Steuergesetzen eingetretenen wesentlichen Ände-
rungen mit.

ABSCHNITT II

DEFINITIONEN

A r t i k e l 3

Allgemeine Definitionen
(1) Im Sinne dieses Abkommens, wenn der Zu-
sammenhang nichts anderes erfordert:

a) bedeuten die Ausdrücke „einer der beiden
Staaten" und „der andere Staat", je nach
dem Zusammenhang, die Niederlande oder
Österreich;

b) umfaßt der Ausdruck „die Niederlande"
den in Europa gelegenen Teil des König-
reiches der Niederlande und den Teil des
Meeresgrundes und des Meeresuntergrundes
unter der Nordsee, worüber das Königreich
der Niederlande in Übereinstimmung mit
dem internationalen Recht Hoheitsrechte
ausübt;
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c) bedeutet der Ausdruck „Österreich" das
Gebiet der Republik Österreich;

d) umfaßt der Ausdruck „Person" natürliche
Personen, Gesellschaften und alle anderen
Personenvereinigungen ;

e) bedeutet der Ausdruck „Gesellschaft" juri-
stische Personen oder Rechtsträger, die für
die Besteuerung wie juristische Personen
behandelt werden;

f) bedeuten die Ausdrücke „Unternehmen
eines der beiden Staaten" und „Unterneh-
men des anderen Staates", je nachdem, ein
Unternehmen, das von einer in einem der
beiden Staaten ansässigen Person betrieben
wird, oder ein Unternehmen, das von einer
in dem anderen Staat ansässigen Person
betrieben wird;

g) bedeutet der Ausdruck „zuständige Behör-
de":
1. in den Niederlanden: den Minister der

Finanzen oder seinen bevollmächtigten
Vertreter;

2. in Österreich: den Bundesminister für
Finanzen.

(2) Bei Anwendung des Abkommens durch einen
der beiden Staaten hat, wenn der Zusammenhang
nichts anderes erfordert, jeder nicht anders defi-
nierte Ausdruck die Bedeutung, die ihm nach
dem Recht dieses Staates über die Steuern zu-
kommt, welche Gegenstand des Abkommens
sind.

A r t i k e l 4

Steuerlicher Wohnsitz

(1) Im Sinne dieses Abkommens bedeutet der
Ausdruck „eine in einem der beiden Staaten
ansässige Person" eine Person, die nach dem Recht
dieses Staates dort auf Grund ihres Wohnsitzes,
ihres ständigen Aufenthaltes, des Ortes ihrer
Geschäftsleitung oder eines anderen ähnlichen
Merkmals steuerpflichtig ist.

(2) Im Sinne dieses Abkommens gilt eine natür-
liche Person, die Mitglied einer diplomatischen
oder konsularischen Vertretung eines der beiden
Staaten in dem anderen Staat oder in einem drit-
ten Staat ist und die Staatsangehörigkeit ihres
Entsendestaates besitzt, als in dem Entsendestaat
ansässig.

(3) Ist nach Absatz 1 eine natürliche Person in
beiden Staaten ansässig, so gilt folgendes:

a) Die Person gilt als in dem Staat ansässig,
in dem sie über eine ständige Wohnstätte
verfügt. Verfügt sie in beiden Staaten über
eine ständige Wohnstätte, so gilt sie als in
dem Staat ansässig, zu dem sie die engeren



59. Stück — Ausgegeben am 8. Juni 1971 — Nr. 191 1141

persönlichen und wirtschaftlichen Beziehun-
gen hat (Mittelpunkt der Lebensinteressen).

b) Kann nicht bestimmt werden, in welchem
Staat die Person den Mittelpunkt der Le-
bensinteressen hat, oder verfügt sie in kei-
nem der beiden Staaten über eine ständige
Wohnstätte, so gilt sie als in dem Staat
ansässig, in dem sie ihren gewöhnlichen
Aufenthalt hat.

c) Hat die Person ihren gewöhnlichen Aufent-
halt in beiden Staaten oder in keinem
der beiden Staaten, so gilt sie als in jenem
der beiden Staaten ansässig, dessen Staats-
angehörigkeit sie besitzt.

(4) Ist nach Absatz 1 eine andere als eine natür-
liche Person in beiden Staaten ansässig, so gilt
sie als in dem Staat ansässig, in dem sich der Ort
ihrer tatsächlichen Geschäftsleitung befindet.

A r t i k e l 5

Betriebstätte

(1) Im Sinne dieses Abkommens bedeutet der
Ausdruck „Betriebstätte" eine feste Geschäftsein-
richtung, in der die Tätigkeit des Unternehmens
ganz oder teilweise ausgeübt wird.

(2) Der Ausdruck „Betriebstätte" umfaßt ins-
besondere:

a) einen Ort der Leitung,
b) eine Zweigniederlassung,
c) eine Geschäftsstelle,
d) eine Fabrikationsstätte,
e) eine Werkstätte,

f) ein Bergwerk, einen Steinbruch oder eine
andere Stätte der Ausbeutung von Boden-
schätzen,

g) eine Bauausführung oder Montage, deren
Dauer zwölf Monate überschreitet.

(3) Als Betriebstätten gelten nicht:

a) Einrichtungen, die ausschließlich zur Lage-
rung, Ausstellung oder Auslieferung von
Gütern oder Waren des Unternehmens be-
nutzt werden;

b) Bestände von Gütern oder Waren des Un-
ternehmens, die ausschließlich zur Lagerung,
Ausstellung oder Auslieferung unterhalten
werden;

c) Bestände von Gütern oder Waren des Un-
ternehmens, die ausschließlich zu dem
Zweck unterhalten werden, durch ein ande-
res Unternehmen bearbeitet oder verarbei-
tet zu werden;
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d) eine feste Geschäftseinrichtung, die aus-
schließlich zu dem Zweck unterhalten wird,
für das Unternehmen Güter oder Waren
einzukaufen oder Informationen zu beschaf-
fen;

e) eine feste Geschäftseinrichtung, die aus-
schließlich zu dem Zweck unterhalten wird,
für das Unternehmen zu werben, Informa-
tionen zu erteilen, wissenschaftliche For-
schung zu betreiben oder ähnliche Tätig-
keiten auszuüben, die vorbereitender Art
sind oder eine Hilfstätigkeit darstellen.

(4) Ist eine Person — mit Ausnahme eines
unabhängigen Vertreters im Sinne des Absat-
zes 5 — in einem der beiden Staaten für ein
Unternehmen des anderen Staates tätig, so gilt
eine in dem erstgenannten Staat gelegene Be-
triebstätte als gegeben, wenn die Person eine
Vollmacht besitzt, im Namen des Unternehmens
Verträge abzuschließen, und die Vollmacht in
diesem Staat gewöhnlich ausübt, es sei denn,
daß sich ihre Tätigkeit auf den Einkauf von
Gütern oder Waren für das Unternehmen be-
schränkt.

(5) Ein Unternehmen eines der beiden Staaten
wird nicht schon deshalb so behandelt, als habe
es eine Betriebstätte in dem anderen Staat, weil
es dort seine Tätigkeit durch einen Makler, Kom-
missionär oder einen anderen unabhängigen Ver-
treter ausübt, sofern diese Personen im Rahmen
ihrer ordentlichen Geschäftstätigkeit handeln.

(6) Allein dadurch, daß eine in einem der beiden
Staaten ansässige Gesellschaft eine Gesellschaft
beherrscht oder von einer Gesellschaft beherrscht
wird, die in dem anderen Staat ansässig ist oder
dort (entweder durch eine Betriebstätte oder in
anderer Weise) ihre Tätigkeit ausübt, wird eine
der beiden Gesellschaften nicht zur Betriebstätte
der anderen.

ABSCHNITT III

BESTEUERUNG DES EINKOMMENS

A r t i k e l 6

Einkünfte aus unbeweglichem Vermögen

(1) Einkünfte aus unbeweglichem Vermögen
dürfen in dem Staat besteuert werden, in dem
dieses Vermögen liegt.
(2) Der Ausdruck „unbewegliches Vermögen"
bestimmt sich nach dem Recht des Staates, in
dem das Vermögen liegt. Der Ausdruck umfaßt
in jedem Fall das Zubehör zum unbeweglichen
Vermögen, das lebende und tote Inventar land-
und forstwirtschaftlicher Betriebe, die Rechte, auf
die die Vorschriften des Privatrechts über Grund-
stücke Anwendung finden, die Nutzungsrechte
an unbeweglichem Vermögen sowie die Rechte
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auf veränderliche oder feste Vergütungen für die
Ausbeutung oder das Recht auf Ausbeutung von
Mineralvorkommen, Quellen und anderen Boden-
schätzen, und Forderungen jeder Art — mit
Ausnahme von Obligationen — die durch Pfand-
rechte an Grundstücken gesichert sind; Schiffe
und Luftfahrzeuge gelten nicht als unbewegliches
Vermögen.

(3) Absatz 1 gilt für Einkünfte aus der unmit-
telbaren Nutzung, der Vermietung oder Ver-
pachtung sowie jeder anderen Art der Nutzung
unbeweglichen Vermögens.

(4) Die Absätze 1 und 3 gelten auch für Ein-
künfte aus unbeweglichem Vermögen eines Un-
ternehmens und für Einkünfte aus unbeweglichem
Vermögen, das der Ausübung eines freien Be-
rufes dient.

A r t i k e l 7

Unternehmensgewinne

(1) Gewinne eines Unternehmens eines der bei-
den Staaten dürfen nur in diesem Staat besteuert
werden, es sei denn, daß das Unternehmen seine
Tätigkeit in dem anderen Staat durch eine dort
gelegene Betriebstätte ausübt. Übt das Unter-
nehmen seine Tätigkeit in dieser Weise aus, so
dürfen die Gewinne des Unternehmens in dem
anderen Staat besteuert werden, jedoch nur inso-
weit, als sie dieser Betriebstätte zugerechnet wer-
den können.

(2) Übt ein Unternehmen eines der beiden Staa-
ten seine Tätigkeit in dem anderen Staat durch
eine dort gelegene Betriebstätte aus, so sind in
jedem Staat dieser Betriebstätte die Gewinne zu-
zurechnen, die sie hätte erzielen können, wenn sie
eine gleiche oder ähnliche Tätigkeit unter gleichen
oder ähnlichen Bedingungen als selbständiges Un-
ternehmen ausgeübt hätte und im Verkehr mit
dem Unternehmen, dessen Betriebstätte sie ist,
völlig unabhängig gewesen wäre.

(3) Bei der Ermittlung der Gewinne einer Be-
triebstätte werden die für diese Betriebstätte ent-
standenen Aufwendungen, einschließlich der Ge-
schäftsführungs- und allgemeinen Verwaltungs-
kosten, zum Abzug zugelassen, gleichgültig, ob
sie in dem Staat, in dem die Betriebstätte liegt,
oder anderswo entstanden sind.

(4) Soweit es in einem der beiden Staaten üblich
ist, die einer Betriebsstätte zuzurechnenden Ge-
winne durch Aufteilung der Gesamtgewinne des
Unternehmens auf seine einzelnen Teile zu er-
mitteln, schließt Absatz 2 nicht aus, daß dieser
Staat die zu besteuernden Gewinne nach der
üblichen Aufteilung ermittelt; die Art der ange-
wendeten Gewinnaufteilung muß jedoch so sein,
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daß das Ergebnis mit den Grundsätzen dieses
Artikels übereinstimmt.

(5) Auf Grund des bloßen Einkaufs von Gütern
oder Waren für das Unternehmen wird einer
Betriebstätte kein Gewinn zugerechnet.

(6) Bei Anwendung der vorstehenden Absätze
sind die der Betriebstätte zuzurechnenden Ge-
winne jedes Jahr auf dieselbe Art zu ermitteln,
es sei denn, daß ausreichende Gründe dafür be-
stehen, anders zu verfahren.

(7) Gehören zu den Gewinnen Einkünfte, die
in anderen Artikeln dieses Abkommens behan-
delt werden, so werden die Bestimmungen jener
Artikel durch die Bestimmungen dieses Artikels
nicht berührt.

A r t i k e l 8

Seeschiffahrt, Binnenschiffahrt und Luftfahrt

(1) Gewinne aus dem Betrieb von Seeschiffen
oder Luftfahrzeugen im internationalen Verkehr
dürfen nur in dem Staat besteuert werden, in
dem sich der Ort der tatsächlichen Geschäftslei-
tung des Unternehmens befindet.

(2) Gewinne aus dem Betrieb von Schiffen, die
der Binnenschiffahrt dienen, dürfen nur in dem
Staat besteuert werden, in dem sich der Ort der
tatsächlichen Geschäftsleitung des Unternehmens
befindet.

(3) Befindet sich der Ort der tatsächlichen
Geschäftsleitung eines Unternehmens der See-
oder Binnenschiffahrt an Bord eines Schiffes, so
gilt er als in dem Staat gelegen, in dem der
Heimathafen des Schiffes liegt, oder, wenn kein
Heimathafen vorhanden ist, in dem Staat, in
dem die Person, die das Schiff betreibt, an-
sässig ist.

A r t i k e l 9

Verbundene Unternehmen

Wenn

a) ein Unternehmen eines der beiden Staaten
unmittelbar oder mittelbar an der Ge-
schäftsleitung, der Kontrolle oder am
Kapital eines Unternehmens des anderen
Staates beteiligt ist,
oder

b) dieselben Personen unmittelbar oder mittel-
bar an der Geschäftsleitung, der Kontrolle
oder am Kapital eines Unternehmens eines
der beiden Staaten und eines Unternehmens
des anderen Staates beteiligt sind,

und in diesen Fällen zwischen den beiden Unter-
nehmen hinsichtlich ihrer kaufmännischen oder
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finanziellen Beziehungen Bedingungen verein-
bart oder auferlegt werden, die von denen ab-
weichen, die unabhängige Unternehmen mit-
einander vereinbaren würden, so dürfen die Ge-
winne, die eines der Unternehmen ohne diese
Bedingungen erzielt hätte, wegen dieser Bedin-
gungen aber nicht erzielt hat, den Gewinnen
dieses Unternehmens zugerechnet und entspre-
chend besteuert werden.

A r t i k e l 10

Dividenden

(1) Dividenden, die eine in einem der beiden
Staaten ansässige Gesellschaft an eine in dem
anderen Staat ansässige Person zahlt, dürfen in
dem anderen Staat besteuert werden.

(2) Diese Dividenden dürfen jedoch in dem
Staat, in dem die die Dividenden zahlende
Gesellschaft ansässig ist, nach dem Recht dieses
Staates besteuert werden; die Steuer darf aber
15 vom Hundert des Bruttobetrages der Divi-
denden nicht übersteigen.

(3) Ungeachtet der Bestimmungen des Ab-
satzes 2 darf der Staat, in dem die die Divi-
denden zahlende Gesellschaft ansässig ist, die
Dividenden, die von dieser Gesellschaft an eine
in dem anderen Staat ansässige Kapitalgesell-
schaft, die unmittelbar oder mittelbar über
mindestens 25 vom Hundert des Kapitals der
die Dividenden zahlenden Gesellschaft verfügt,
gezahlt werden, nicht besteuern.

(4) Die zuständigen Behörden der beiden
Staaten regeln in gegenseitigem Einvernehmen,
wie die Bestimmungen der Absätze 2 und 3
durchzuführen sind.

(5) Die Absätze 2 und 3 berühren nicht die
Besteuerung der Gesellschaft in bezug auf die
Gewinne, aus denen die Dividenden gezahlt
werden.

(6) Der in diesem Artikel verwendete Ausdruck
„Dividenden" bedeutet Einkünfte aus Aktien,
Genußaktien oder Genußscheinen, Kuxen, Grün-
deranteilen oder anderen Rechten — ausgenom-
men Forderungen — mit Gewinnbeteiligung
sowie aus sonstigen Gesellschaftsanteilen stam-
mende Einkünfte, die nach dem Steuerrecht des
Staates, in dem die ausschüttende Gesellschaft
ansässig ist, den Einkünften aus Aktien gleich-
gestellt sind.

(7) Die Absätze 1, 2 und 3 sind nicht anzu-
wenden, wenn der in einem der beiden Staaten
ansässige Empfänger der Dividenden in dem
anderen Staat, in dem die die Dividenden
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zahlende Gesellschaft ansässig ist, eine Betrieb-
stätte hat und die Beteiligung, für die die
Dividenden gezahlt werden, tatsächlich zu dieser
Betriebstätte gehört. In diesem Fall ist Artikel 7
anzuwenden.

(8) Bezieht eine in einem der beiden Staaten
ansässige Gesellschaft Gewinne oder Einkünfte
aus dem anderen Staat, so darf dieser andere
Staat weder die Dividenden besteuern, die die
Gesellschaft an nicht in diesem anderen Staat
ansässige Personen zahlt, noch die nichtausge-
schütteten Gewinne der Gesellschaft einer Steuer
für nichtausgeschüttete Gewinne unterwerfen,
selbst wenn die gezahlten Dividenden oder die
nicht ausgeschütteten Gewinne ganz oder teil-
weise aus in dem anderen Staat erzielten Ge-
winnen oder Einkünften bestehen.

A r t i k e l 11

Zinsen

(1) Zinsen, die aus einem der beiden Staaten
stammen und an eine in dem anderen Staat
ansässige Person gezahlt werden, dürfen nur in
dem anderen Staat besteuert werden.

(2) Der in diesem Artikel verwendete Ausdruck
„Zinsen" bedeutet Einkünfte aus öffentlichen An-
leihen, aus Obligationen, auch wenn sie mit
einer Gewinnbeteiligung ausgestattet sind, und
aus Forderungen jeder Art, sowie alle anderen
Einkünfte, die nach dem Steuerrecht des Staates,
aus dem sie stammen, den Einkünften aus Dar-
lehen gleichgestellt sind. Der Ausdruck umfaßt
jedoch weder die Einkünfte aus den in Artikel 6
Absatz 2 bezeichneten Forderungen noch die in
Artikel 12 Absatz 1 bezeichneten Gewinnanteile.

(3) Absatz 1 ist nicht anzuwenden, wenn der
in einem der beiden Staaten ansässige Empfänger
der Zinsen in dem anderen Staat, aus dem die
Zinsen stammen, eine Betriebstätte hat und die
Forderung, für die die Zinsen gezahlt werden,
tatsächlich zu dieser Betriebstätte gehört. In
diesem Fall ist Artikel 7 anzuwenden.

(4) Bestehen zwischen Schuldner und Gläubiger
oder zwischen jedem von ihnen und einem
Dritten besondere Beziehungen und übersteigen
deshalb die gezahlten Zinsen, gemessen an der
zugrundeliegenden Forderung, den Betrag, den
Schuldner und Gläubiger ohne diese Beziehungen
vereinbart hätten, so wird dieser Artikel nur
auf diesen letzten Betrag angewendet. In diesem
Fall kann der übersteigende Betrag nach dem
Recht jedes der beiden Staaten und unter
Berücksichtigung der anderen Bestimmungen
dieses Abkommens besteuert werden.
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A r t i k e l 12

Stille Gesellschaften

(1) Bezieht eine in einem der beiden Staaten
ansässige Person Gewinnanteile aus der Beteili-
gung als stiller Gesellschafter an einem Unter-
nehmen, dessen Geschäftsleitung sich in dem
anderen Staat befindet, so dürfen diese Gewinn-
anteile in diesem anderen Staat besteuert werden,
wenn mit der Beteiligung keine Beteiligung am
Vermögen des Unternehmens verbunden ist.

(2) Auf Gewinnanteile aus Beteiligungen als
stiller Gesellschafter, mit denen eine Beteiligung
am Vermögen des Unternehmens verbunden ist,
ist Artikel 7 anzuwenden.

A r t i k e l 13

Lizenzgebühren

(1) Lizenzgebühren, die aus einem der beiden
Staaten stammen und an eine in dem anderen
Staat ansässige Person gezahlt werden, dürfen,
vorbehaltlich des Absatzes 2, nur in dem anderen
Staat besteuert werden.

(2) Lizenzgebühren, die von einer in einem der
beiden Staaten ansässigen Gesellschaft an eine
in dem anderen Staat ansässige Person gezahlt
werden, die zu mehr als 50 vom Hundert mittel-
bar oder unmittelbar am Kapital der auszahlen-
den Gesellschaft beteiligt ist, dürfen auch in
dem erstgenannten Staat besteuert werden; die
Steuer darf jedoch die Hälfte des gesetzlichen
Steuersatzes, jedenfalls aber 10 vom Hundert
des Rohbetrages dieser Lizenzgebühren nicht
übersteigen.

(3) Der in diesem Artikel verwendete Ausdruck
„Lizenzgebühren" bedeutet Vergütungen jeder
Art, die für die Benutzung oder für das Recht
auf Benutzung von Urheberrechten an literari-
schen, künstlerischen oder wissenschaftlichen
Werken, einschließlich kinematographischer
Filme, von Patenten, Marken, Mustern oder
Modellen, Plänen, geheimen Formeln oder Ver-
fahren oder für die Benutzung oder das Recht
auf Benutzung gewerblicher, kaufmännischer
oder wissenschaftlicher Ausrüstungen oder für
die Mitteilung gewerblicher, kaufmännischer
oder wissenschaftlicher Erfahrungen gezahlt
werden.

(4) Die Absätze 1 und 2 sind nicht anzuwenden,
wenn der in einem der beiden Staaten ansässige
Empfänger der Lizenzgebühren in dem anderen
Staat, aus dem die Lizenzgebühren stammen,
eine Betriebstätte hat und die Rechte oder Ver-
mögenswerte, für die die Lizenzgebühren ge-
zahlt werden, tatsächlich zu dieser Betriebstätte
gehören. In diesem Fall ist Artikel 7 anzu-
wenden.
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(5) Bestehen zwischen Schuldner und Gläubiger
oder zwischen jedem von ihnen und einem
Dritten besondere Beziehungen und übersteigen
deshalb die gezahlten Lizenzgebühren, gemessen
an der zugrundeliegenden Leistung, den Betrag,
den Schuldner und Gläubiger ohne diese Bezie-
hungen vereinbart hätten, so wird dieser Artikel
nur auf diesen letzten Betrag angewendet. In
diesem Fall kann der übersteigende Betrag nach
dem Recht jedes der beiden Staaten und unter
Berücksichtigung der anderen Bestimmungen
dieses Abkommens besteuert werden.

A r t i k e l 14

Gewinne aus der Veräußerung von Vermögen

(1) Gewinne aus der Veräußerung unbeweg-
lichen Vermögens im Sinne des Artikels 6 Ab-
satz 2 dürfen in dem Staat besteuert werden,
in dem dieses Vermögen liegt.

(2) Gewinne aus der Veräußerung beweglichen
Vermögens, das Betriebsvermögen einer Betneb-
stätte darstellt, die ein Unternehmen eines der
beiden Staaten in dem anderen Staat hat, oder
das zu einer festen Einrichtung gehört, über die
eine in einem der beiden Staaten ansässige Person
für die Ausübung eines freien Berufes in dem
anderen Staat verfügt, einschließlich derartiger
Gewinne, die bei der Veräußerung einer solchen
Betriebstätte (allein oder zusammen mit dem
übrigen Unternehmen) oder einer solchen festen
Einrichtung erzielt werden, dürfen in dem
anderen Staat besteuert werden.

(3) Ungeachtet der Bestimmungen des Ab-
satzes 2 dürfen Gewinne aus der Veräußerung
von Seeschiffen und Luftfahrzeugen im inter-
nationalen Verkehr und von Schiffen, die der
Binnenschiffahrt dienen, sowie bewegliches Ver-
mögen, das dem Betrieb dieser Schiffe und Luft-
fahrzeuge dient, nur in dem Staat besteuert
werden, in dem sich der Ort der tatsächlichen
Geschäftsleitung des Unternehmens befindet. Die
Bestimmungen des Artikels 8 Absatz 3 sind
sinngemäß anzuwenden.

(4) Gewinne aus der Veräußerung des in den
vorstehenden Absätzen nicht genannten Ver-
mögens dürfen nur in dem Staat besteuert
werden, in dem der Veräußerer ansässig ist.

(5) Die Bestimmungen des Absatzes 4 berühren
nicht das Recht jedes der beiden Staaten zur
Besteuerung, nach seiner innerstaatlichen Gesetz-
gebung, der Gewinne aus der Veräußerung von
Aktien oder Genußscheinen einer in diesem Staat
ansässigen Kapitalgesellschaft, die von einer in
dem anderen Staat ansässigen natürlichen Person,
die im Laute der letzten fünf der Veräußerung



59. Stück — Ausgegeben am 8. Juni 1971 — Nr. 191 1149

der Aktien oder Genußscheine vorhergehenden
Jahre in dem erstgenannten Staat ansässig war,
bezogen werden.

A r t i k e l 15

Selbständige Arbeit

(1) Einkünfte, die eine in einem der beiden
Staaten ansässige Person aus einem freien Beruf
oder aus sonstiger selbständiger Tätigkeit ähn-
licher Art bezieht, dürfen nur in diesem Staat
besteuert werden, es sei denn, daß die Person
für die Ausübung ihrer Tätigkeit in dem anderen
Staat regelmäßig über eine feste Einrichtung ver-
fügt. Verfügt sie über eine solche feste Einrich-
tung, so dürfen die Einkünfte in dem anderen
Staat besteuert werden, jedoch nur insoweit, als
sie dieser festen Einrichtung zugerechnet werden
können.

(2) Der Ausdruck „freier Beruf" umfaßt insbe-
sondere die selbständig ausgeübte wissenschaft-
liche, literarische, künstlerische, erzieherische oder
unterrichtende Tätigkeit sowie die selbständige
Tätigkeit der Ärzte, Rechtsanwälte, Ingenieure,
Architekten und Wirtschaftstreuhänder.

A r t i k e l 16

Unselbständige Arbeit

(1) Vorbehaltlich der Artikel 17, 19, 20 und 21,
Absatz 2, dürfen Gehälter, Löhne und ähnliche
Vergütungen, die eine in einem der beiden
Staaten ansässige Person aus unselbständiger
Arbeit bezieht, nur in diesem Staat besteuert
werden, es sei denn, daß die Arbeit in dem
anderen Staat ausgeübt wird. Wird die Arbeit
dort ausgeübt, so dürfen die dafür bezogenen
Vergütungen in dem anderen Staat besteuert
werden.

(2) Ungeachtet des Absatzes 1 dürfen Ver-
gütungen, die eine in einem der beiden Staaten
ansässige Person für eine in dem anderen Staat
ausgeübte unselbständige Arbeit bezieht, nur in
dem erstgenannten Staat besteuert werden, wenn:

a) der Empfänger sich in dem anderen Staat
insgesamt nicht länger als 183 Tage wäh-
rend des betreffenden Kalenderjahres auf-
hält,
und

b) die Vergütungen von einem Arbeitgeber
oder für einen Arbeitgeber gezahlt wer-
den, der nicht in dem anderen Staat an-
sässig ist
und

c) die Vergütungen nicht von einer Betrieb-
stätte oder einer festen Einrichtung ge-
tragen werden, die der Arbeitgeber in dem
anderen Staat hat.
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(3) Ungeachtet der vorstehenden Bestimmungen
dieses Artikels dürfen Vergütungen, die eine in
einem der beiden Staaten ansässige Person aus
unselbständiger Arbeit bezieht, die an Bord eines
Seeschiffes oder Luftfahrzeuges im inter-
nationalen Verkehr oder an Bord eines Schiffes,
das der Binnenschiffahrt dient, ausgeübt wird,
nur in diesem Staat besteuert werden.

A r t i k e l 17

Aufsichtsrats- und Verwaltungsratsvergütungen

(1) Aufsichtsrats- oder Verwaltungsratsver-
gütungen und ähnliche Zahlungen, die eine in
den Niederlanden ansässige Person in ihrer
Eigenschaft als Mitglied des Aufsichts- oder Ver-
waltungsrates einer in Österreich ansässigen
Gesellschaft bezieht, dürfen in Österreich be-
steuert werden.

(2) Vergütungen und andere Zahlungen, die
eine in Österreich ansässige Person in ihrer
Eigenschaft als „bestuurder" oder „commissaris"
einer in den Niederlanden ansässigen Gesellschaft
bezieht, dürfen in den Niederlanden besteuert
werden.

A r t i k e l 18

Künstler und Sportler

Ungeachtet der Bestimmungen der Artikel 15
und 16 dürfen Einkünfte, die berufsmäßige
Künstler, wie Bühnen-, Film-, Rundfunk- oder
Fernsehkünstler und Musiker, sowie Sportler aus
ihrer in dieser Eigenschaft persönlich ausgeübten
Tätigkeit beziehen, in dem Staat besteuert wer-
den, in dem sie diese Tätigkeit ausüben.

A r t i k e l 19

Ruhegehälter

Vorbehaltlich des Artikels 20 Absatz 1 dürfen
Ruhegehälter und ähnliche Vergütungen, die
einer in einem der beiden Staaten ansässigen
Person für frühere unselbständige Arbeit gezahlt
werden, nur in diesem Staat besteuert werden.

A r t i k e l 20

Bezüge aus öffentlichen Kassen

(1) Vergütungen einschließlich der Ruhegehäl-
ter, die von einem der beiden Staaten, einer
seiner Gebietskörperschaften oder einer anderen
Körperschaft des öffentlichen Rechts dieses
Staates unmittelbar oder aus einem von diesem
Staat, der Gebietskörperschaft oder der Körper-
schaft des öffentlichen Rechts errichteten Sonder-
vermögen an eine natürliche Person für die
diesem Staat, der Gebietskörperschaft oder der
Körperschaft des öffentlichen Rechts in Aus-
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übung öffentlicher Funktion erbrachten Dienste
gezahlt werden, dürfen in diesem Staat besteuert
werden.

(2) Pensionen, die an eine in einem der beiden
Staaten ansässige Person aus der gesetzlichen
Sozialversicherung des anderen Staates bezahlt
werden, dürfen in diesem anderen Staat besteuert
werden.

(3) Auf Vergütungen oder Ruhegehälter für
Dienstleistungen, die im Zusammenhang mit
einer kaufmännischen oder gewerblichen Tätig-
keit eines der beiden Staaten, einer seiner
Gebietskörperschaften oder einer anderen
Körperschaft des öffentlichen Rechts dieses
Staates erbracht werden, finden jedoch die
Artikel 16, 17 und 19 Anwendung.

A r t i k e l 21

Studenten

(1) Zahlungen, die ein Student oder Lehrling,
der in einem der beiden Staaten ansässig ist
oder vorher dort ansässig war und sich in dem
anderen Staat ausschließlich zum Studium oder
zur Ausbildung aufhält, für seinen Unterhalt,
sein Studium oder seine Ausbildung erhält,
werden in dem anderen Staat nicht besteuert,
sofern ihm diese Zahlungen aus Quellen außer-
halb des anderen Staates zufließen.

(2) Vergütungen, die ein Student oder Lehrling,
der in einem der beiden Staaten ansässig ist oder
vorher dort ansässig war, für eine Beschäftigung
erhält, die er im anderen Staat zur Erlangung
praktischer Erfahrungen für einen 183 Tage im
betreffenden Kalenderjahr nicht übersteigenden
Zeitraum ausübt, werden in diesem anderen Staat
nicht besteuert.

A r t i k e l 22

Nicht ausdrücklich erwähnte Einkünfte

Die in den vorstehenden Artikeln nicht aus-
drücklich erwähnten Einkünfte einer in einem
der beiden Staaten ansässigen Person dürfen nur
in diesem Staat besteuert werden.

ABSCHNITT IV

BESTEUERUNG DES VERMÖGENS

A r t i k e l 23

Vermögen

(1) Unbewegliches Vermögen im Sinne des
Artikels 6 Absatz 2 darf in dem Staat besteuert
werden, in dem dieses Vermögen liegt.

(2) Bewegliches Vermögen, das Betriebsver-
mögen einer Betriebstätte eines Unternehmens
darstellt oder das zu einer der Ausübung eines
freien Berufes dienenden festen Einrichtung ge-
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hört, darf in dem Staat besteuert werden, in
dem sich die Betriebstätte oder die feste Ein-
richtung befindet.

(3) Seeschiffe und Luftfahrzeuge im inter-
nationalen Verkehr und Schiffe, die der Binnen-
schiffahrt dienen, sowie bewegliches Vermögen,
das dem Betrieb dieser Schiffe und Luftfahrzeuge
dient, dürfen nur in dem Staat besteuert werden,
in dem sich der Ort der tatsächlichen Geschäfts-
leitung des Unternehmens befindet. Die Bestim-
mungen des Artikels 8 Absatz 3 sind sinngemäß
anzuwenden.

(4) Alle anderen Vermögensteile einer in einem
der beiden Staaten ansässigen Person dürfen
nur in diesem Staat besteuert werden.

ABSCHNITT V

BESTIMMUNGEN ZUR VERMEIDUNG DER
DOPPELBESTEUERUNG

A r t i k e l 24

(1) Die Niederlande sind berechtigt, bei der
Erhebung der Steuern von in diesem Staat
ansässigen Personen alle Einkommensteile und
Vermögensteile, die nach den Bestimmungen
dieses Abkommens in Österreich besteuert wer-
den dürfen, in die Bemessungsgrundlage einzu-
beziehen.

(2) Unbeschadet der Anwendung der Bestim-
mungen bezüglich des Verlustausgleiches in ihren
innerstaatlichen Vorschriften über die Vermei-
dung der Doppelbesteuerung lassen die Nieder-
lande von dem gemäß Absatz 1 dieses Artikels
errechneten Steuerbetrag einen Abzug zu. Dieser
Abzug entspricht dem Teil des Steuerbetrags,
der sich zu diesem Steuerbetrag verhält, wie
sich der Betrag der in die in Absatz 1 bezeichnete
Bemessungsgrundlage einbezogenen Einkommens-
teile oder Vermögensteile, die nach den Arti-
keln 6,7, 10 Absatz 7, 11 Absatz 3, 13 Absatz 4,
14 Absätze 1 und 2, 15, 16 Absatz 1, 17 Ab-
satz 1, 18, 20 und 23 Absätze 1 und 2 dieses
Abkommens in Österreich besteuert werden
dürfen, zu dem Einkommens- oder Vermögens-
betrag, der die in Absatz 1 bezeichnete Bemes-
sungsgrundlage bildet, verhält. Weiterhin lassen
die Niederlande von dem gemäß Absatz 1 er-
rechneten Steuerbetrag einen Abzug zu für die
Einkünfte, die nach den Artikeln 10 Absatz 2,
12 Absatz 1, 13 Absatz 2 und 14 Absatz 5 in
Österreich besteuert werden dürfen und in die
in Absatz 1 bezeichnete Bemessungsgrundlage
einbezogen sind. Der Betrag dieses Abzugs ist
der niedrigere der folgenden Beträge:



59. Stück — Ausgegeben am 8. Juni 1971 — Nr. 191 1153

a) der Betrag, der der österreichischen Steuer
entspricht;

b) der Betrag der niederländischen Steuer, der
sich zu dem gemäß Absatz 1 dieses Artikels
errechneten Steuerbetrag verhält wie sich
der Betrag der genannten Einkünfte zu
dem Einkommensbetrag, der die in Ab-
satz 1 bezeichnete Bemessungsgrundlage
bildet, verhält.

(3) Bezieht eine in Österreich ansässige Person
Einkünfte oder hat sie Vermögen und dürfen
diese Einkünfte oder dieses Vermögen nach
diesem Abkommen in den Niederlanden be-
steuert werden, so nimmt Österreich, vorbehalt-
lich des Absatzes 4, diese Einkünfte oder dieses
Vermögen von der Besteuerung aus; Österreich
darf aber bei der Festsetzung der Steuer für das
übrige Einkommen oder das übrige Vermögen
dieser Person den Steuersatz anwenden, der an-
zuwenden wäre, wenn die betreffenden Ein-
künfte oder das betreffende Vermögen nicht von
der Besteuerung ausgenommen wären.

(4) Bezieht eine in Österreich ansässige Person
Einkünfte, die nach Artikel 10 Absatz 2, Arti-
kel 12 Absatz 1, Artikel 13 Absatz 2 und
Artikel 14 Absatz 5 in den Niederlanden be-
steuert werden dürfen, so rechnet Österreich
auf die vom Einkommen dieser Person zu er-
hebende Steuer den Betrag an, der der in den
Niederlanden gezahlten Steuer entspricht. Der
anzurechnende Betrag darf jedoch den Teil der
vor der Anrechnung ermittelten Steuer nicht
übersteigen, der auf die Einkünfte entfällt, die
aus den Niederlanden bezogen werden.

ABSCHNITT VI

BESONDERE BESTIMMUNGEN

A r t i k e l 25

Gleichbehandlung

(1) Die Staatsangehörigen eines der beiden
Staaten dürfen ohne Rücksicht darauf, ob sie
in diesem Staat ansässig sind oder nicht, in dem
anderen Staat weder einer Besteuerung noch
einer damit zusammenhängenden Verpflichtung
unterworfen werden, die anders oder belastender
sind als die Besteuerung und die damit zusam-
menhängenden Verpflichtungen, denen die
Staatsangehörigen des anderen Staates unter
gleichen Verhältnissen unterworfen sind oder
unterworfen werden können.

(2) Der Ausdruck „Staatsangehörige" bedeutet:
a) alle natürlichen Personen, die die Staats-

angehörigkeit eines der beiden Staaten be-
sitzen;

b) alle juristischen Personen, Personengesell-
schaften und anderen Personenvereinigun-
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gen, die nach dem in einem der beiden
Staaten geltenden Recht errichtet worden
sind.

(3) Die Besteuerung einer Betriebstätte, die ein
Unternehmen eines der beiden Staaten in dem
anderen Staat hat, darf in dem anderen Staat
nicht ungünstiger sein als die Besteuerung von
Unternehmen des anderen Staates, die die gleiche
Tätigkeit ausüben.

Diese Bestimmung ist nicht so auszulegen, als
verpflichte sie einen der beiden Staaten, den
in dem anderen Staat ansässigen Personen Steuer-
freibeträge, -Vergünstigungen und -ermäßigungen
auf Grund des Personenstandes oder der
Familienlasten zu gewähren, die er den in seinem
Gebiet ansässigen Personen gewährt.

(4) Die Unternehmen eines der beiden Staaten,
deren Kapital ganz oder teilweise, unmittelbar
oder mittelbar, einer in dem anderen Staat
ansässigen Person oder mehreren solchen Perso-
nen gehört oder ihrer Kontrolle unterliegt,
dürfen in dem erstgenannten Staat weder einer
Besteuerung noch einer damit zusammenhängen-
den Verpflichtung unterworfen werden, die
anders oder belastender sind als die Besteuerung
und die damit zusammenhängenden Verpflich-
tungen, denen andere ähnliche Unternehmen des
erstgenannten Staates unterworfen sind oder
unterworfen werden können.

(5) In diesem Artikel bedeutet der Ausdruck
„Besteuerung" Steuern jeder Art und Bezeich-
nung.

A r t i k e l 26

Verständigungsverfahren

(1) 1st eine in einem der beiden Staaten an-
sässige Person der Auffassung, daß die Maß-
nahmen eines Staates oder beider Staaten für
sie zu einer Besteuerung geführt haben oder
führen werden, die diesem Abkommen nicht
entspricht, so kann sie unbeschadet der nach
innerstaatlichem Recht dieser Staaten vorge-
sehenen Rechtsmittel ihren Fall der zuständigen
Behörde des Staates unterbreiten, in dem sie
ansässig ist.

(2) Hält diese zuständige Behörde die Einwen-
dung für begründet und ist sie selbst nicht in
der Lage, eine befriedigende Lösung herbeizu-
führen, so wird sie sich bemühen, den Fall
durch Verständigung mit der zuständigen Be-
hörde des anderen Staates so zu regeln, daß
eine dem Abkommen nicht entsprechende Be-
steuerung vermieden wird.

(3) Die zuständigen Behörden der beiden
Staaten werden sich bemühen, Schwierigkeiten
oder Zweifel, die bei der Auslegung oder An-
wendung des Abkommens entstehen, in gegen-
seitigem Einvernehmen zu beseitigen. Sie können
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auch gemeinsam darüber beraten, wie eine
Doppelbesteuerung in Fällen, die in dem Ab-
kommen nicht behandelt sind, vermieden werden
kann.
(4) Die zuständigen Behörden der beiden
Staaten können zur Herbeiführung einer Eini-
gung im Sinne der vorstehenden Absätze un-
mittelbar miteinander verkehren.

A r t i k e l 27

Austausch von Informationen

(1) Die zuständigen Behörden der beiden
Staaten werden die Informationen austauschen,
die zur Durchführung dieses Abkommens, ins-
besondere zur Verhinderung der Steuerhinter-
ziehung und zur Durchführung der gesetzlichen
Vorschriften gegen Steuerverkürzung in bezug
auf Steuern im Sinne dieses Abkommens erfor-
derlich sind. Die zuständigen Behörden der
beiden Staaten können Auskünfte ablehnen, die
nicht auf Grund der bei den Finanzbehörden
vorhandenen Unterlagen gegeben werden kön-
nen, sondern ausgedehnte Ermittlungen not-
wendig machen würden. Alle so ausgetauschten
Informationen sind geheimzuhalten und dürfen
nur solchen Personen oder Behörden zugänglich
gemacht werden, die mit der Veranlagung oder
Einhebung der unter das Abkommen fallenden
Steuern befaßt sind.

(2) Absatz 1 ist auf keinen Fall so auszulegen,
als verpflichte er einen der beiden Staaten:

a) Verwaltungsmaßnahmen durchzuführen,
die von den Gesetzen oder der Verwal-
tungspraxis dieses oder des anderen Staates
abweichen ;

b) Angaben zu übermitteln, die nach den
Gesetzen oder im üblichen Verwaltungs-
ablauf dieses oder des anderen Staates nicht
beschafft werden können;

c) Informationen zu erteilen, die ein Handels-,
Geschäfts-, Gewerbe- oder Berufsgeheimnis
oder ein Geschäftsverfahren preisgeben
würden oder deren Erteilung der öffent-
lichen Ordnung widerspräche.

A r t i k e l 28

Diplomatische und konsularische Beamte

Dieses Abkommen berührt nicht die steuer-
lichen Vorrechte, die den diplomatischen und
konsularischen Beamten nach den allgemeinen
Regeln des Völkerrechts oder auf Grund beson-
derer Vereinbarungen zustehen.

A r t i k e l 29

Ausdehnung des territorialen Geltungsbereiches

(1) Dieses Abkommen kann entweder als
Ganzes oder mit den erforderlichen Änderungen
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auf eines der beiden Länder oder auf beide
Länder Surinam und die Niederländischen
Antillen ausgedehnt werden, wenn das betref-
fende Land Steuern erhebt, die im wesentlichen
den Steuern ähnlich sind, für die das Abkommen
gilt. Eine solche Ausdehnung wird von dem
Zeitpunkt an und mit den Änderungen und
Bedingungen, einschließlich der Bedingungen für
das Außerkrafttreten, wirksam, die durch auf
diplomatischem Weg auszutauschende Noten ver-
einbart werden.

(2) Wurde nichts anderes vereinbart, so tritt
mit der Kündigung nach Artikel 31 das Abkom-
men nicht auch für das Land außer Kraft, auf
das es nach diesem Artikel ausgedehnt worden
ist.

ABSCHNITT VII

SCHLUSSBESTIMMUNGEN

A r t i k e l 30

Inkrafttreten

(1) Dieses Abkommen soll ratifiziert und die
Ratifikationsurkunden sollen so bald wie möglich
in Den Haag ausgetauscht werden.

(2) Dieses Abkommen tritt mit dem Austausch
der Ratifikationsurkunden in Kraft, und seine
Bestimmungen sind für die Steuerjahre und
Steuerzeiträume anzuwenden, die am oder nach
dem 1. Januar 1969 beginnen.

A r t i k e l 31

Außerkrafttreten

Dieses Abkommen bleibt in Kraft, solange es
nicht von einer der beiden vertragschließenden
Parteien gekündigt worden ist. Jede vertrag-
schließende Partei kann das Abkommen auf
diplomatischem Wege unter Einhaltung einer
Frist von mindestens sechs Monaten zum Ende
eines Kalenderjahres kündigen. In diesem Fall
ist das Abkommen für die Steuerjahre und
Steuerzeiträume nicht mehr anzuwenden, die
nach dem Ende des Kalenderjahres beginnen, zu
dessen Ende die Kündigung erfolgt ist.

ZU URKUND DESSEN haben die vorge-
nannten Bevollmächtigten der beiden Staaten
dieses Abkommen unterzeichnet und mit Siegeln
versehen.

GESCHEHEN zu Wien, am 1. September 1970,
in zweifacher Urschrift in deutscher und nieder-
ländischer Sprache, wobei beide Texte authentisch
sind.

Für die Republik Österreich:

Hammerschmidt

Für das Königreich der Niederlande:

C. W. van Boetzelaer
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SCHLUSSPROTOKOLL

Bei der Unterzeichnung des heute zwischen
der Republik Österreich und dem Königreich
der Niederlande abgeschlossenen Abkommens
zur Vermeidung der Doppelbesteuerung auf dem
Gebiete der Steuern vom Einkommen und vom
Vermögen haben sich die unterzeichneten Bevoll-
mächtigten auf die folgenden, einen integrieren-
den Bestandteil des Abkommens bildenden Er-
klärungen geeinigt:

I. Zu Artikel 1:

Das Abkommen findet keine Anwendung "auf
internationale Organisationen, ihre Organe und
Beamten sowie auf Mitglieder einer diploma-
tischen oder konsularischen Vertretung eines
dritten Staates, die sich in einem der beiden
Staaten aufhalten oder dort ihren Sitz haben
und dort nicht mit ihrem Gesamteinkommen
und ihrem Gesamtvermögen der Besteuerung
unterliegen.

II. Zu Artikel 10:

Solange in Österreich der Satz der Körper-
schaftsteuer einschließlich der Zuschläge für aus-
geschüttete Gewinne niedriger ist als der Steuer-
satz für nicht ausgeschüttete Gewinne, gilt für
Beteiligungen im Sinne des Artikels 10 Absatz 3
das folgende:

a) beträgt der Unterschied in der höchsten
Einkommenstufe 10 vom Hundert oder
mehr, so dürfen die Dividenden in Öster-
reich besteuert werden; die Steuer darf
aber 5 vom Hundert des Bruttobetrages
der Dividenden nicht übersteigen;

b) beträgt der Unterschied in der höchsten
Einkommenstufe 20 vom Hundert oder
mehr, so dürfen die Dividenden in Öster-
reich besteuert werden; die Steuer darf
aber 10 vom Hundert des Bruttobetrages
der Dividenden nicht übersteigen.

III. Zu den Artikeln 10, 11 und 13:

Anträge auf Rückerstattung einer in Wider-
spruch mit den Artikeln 10, 11 und 13 erhobenen
Steuer müssen innerhalb von drei Jahren nach
dem Ende des Kalenderjahres, in dem die Steuer
erhoben wurde, gestellt werden.

IV. Zu Artikel 24:

Es besteht Einverständnis darüber, daß, wenn
es sich um die niederländische Einkommensteuer
oder Körperschaftsteuer handelt, die im ersten
Absatz des Artikels 24 bezeichnete Bemessungs-
grundlage der „onzuivere inkomen" oder
„winst" im Sinne des niederländischen Einkom-
mensteuergesetzes oder Körperschaftsteuergeset-
zes ist;



1158 59. Stück — Ausgegeben am 8. Juni 1971 — Nr. 191

V. Zu Artikel 24:

Der in Artikel 24 Absatz 2 a bezeichnete Betrag
der österreichischen Steuer errechnet sich für
die in Artikel 14 Absatz 5 genannten Gewinne
nach einem durchschnittlichen Steuersatz.

VI. Zu Artikel 27:

Die Verpflichtung, Informationen auszu-
tauschen, erstreckt sich nicht auf die von Banken
oder ihnen gleichzustellenden Instituten erlang-
ten Informationen. Der Ausdruck „ihnen gleich-
zustellende Institute" umfaßt unter anderem
Versicherungsgesellschaften.

GESCHEHEN zu Wien, am 1. September 1970,
in zweifacher Urschrift in deutscher und nieder-
ländischer Sprache, wobei beide Texte authentisch
sind.

Für die Republik Österreich:

Hammerschmidt

Für das Königreich der Niederlande:

C. W. van Boetzelaer

die verfassungsmäßige Genehmigung des Nationalrates erhalten hat, erklärt der Bundespräsident
dieses Abkommen samt Schlußprotokoll für ratifiziert und verspricht im Namen der Republik
Österreich die gewissenhafte Erfüllung der darin enthaltenen Bestimmungen.

Zu Urkund dessen ist die vorliegende Ratifikationsurkunde vom Bundespräsidenten unter-
zeichnet, vom Bundeskanzler, vom Bundesminister für Finanzen und vom Bundesminister für
Auswärtige Angelegenheiten gegengezeichnet und mit dem Staatssiegel der Republik Österreich
versehen worden.

Geschehen zu Wien, am 22. März 1971

Der Bundespräsident:
Jonas

Der Bundeskanzler:
Kreisky

Der Bundesminister für Finanzen:
Androsch

Der Bundesminister für Auswärtige Angelegenheiten:
Kirchschläger

Die Ratifikationsurkunden zum vorliegenden Abkommen wurden am 21. April 1971 in Den
Haag ausgetauscht; somit ist das Abkommen gemäß seinem Abschnitt VII Art. 30 Abs. 2 am
gleichen Tag in Kraft getreten.

Kreisky



P. b. b. Erscheinungsort Wien, Verlagspostamt 1030 Wien

693

BUNDESGESETZBLATT
FÜR DIE REPUBLIK ÖSTERREICH

Jahrgang 1972 Ausgegeben am 23. März 1972 28. Stück

83. Verordnung: Durchführung des Abkommens zwischen der Republik Österreich und dem
Königreich der Niederlande zur Vermeidung der Doppelbesteuerung auf dem
Gebiete der Steuern vom (Einkommen und vom Vermögen

84. Protokoll Nr. 5 zur Konvention zum Schutze der Menschenrechte und Grundfreiheiten, durch
das die Artikel 22 und 40 der Konvention abgeändert werden

8 5 . Abkommen zwischen der Republik Österreich und der Portugiesischen Republik zur Ver-
meidung der Doppelbesteuerung auf dem Gebiete der Steuern vom Einkommen
und vom Vermögen samt Notenwechsel

8 6 . Abkommen zwischen der Republik Österreich und der Volksrepublik Bulgarien über die
wissenschaftliche und technische Zusammenarbeit

8 3 . Verordnung des Bundesministers für
Finanzen vom 4. Feber 1972 zur Durchfüh-
rung des Abkommens zwischen der Republik
Österreich und dem Königreich der Nieder-
lande zur Vermeidung der Doppelbesteue-
rung auf dem Gebiete der Steuern vom Ein-

kommen und vom Vermögen

Zur Durchführung des Abkommens vom
1. September 1970, BGBL Nr. 191/1971, zwi-
schen der Republik Österreich und dem König-
reich der Niederlande zur Vermeidung der
Doppelbesteuerung auf dem Gebiete der Steuern
vom Einkommen und vom Vermögen (dm fol-
genden als „Abkommen" bezeichnet) wird ver-
ordnet:

Entlastung von der Kapitalertragsteuer in
Österreich

§ 1. (1) Bei Einkünften, die gemäß den §§ 85
bis 89 des Einkommensteuergesetzes 1967, BGBl.
Nr. 268, in Österreich der Kapitalertragsteuer
unterliegen, ist — vorbehaltlich einer Sonder-
regelung gemäß Abs. 8 — der volle Steuerabzug
auch von den Einkünften solcher Personen vor-
zunehmen, die gemäß Artikel 4 des Abkommens
in den Niederlanden ansässig sind.

(2) Der Steuerpflichtige ist berechtigt, die
Rückerstattung jener Beträge an Kapitalertrag-
steuer zu begehren, die über das nach den Be-
stimmungen des Abkommens zulässige Ausmaß
hinaus anbehalten wurden.

(3) Der Anspruch auf Steuerrückerstattung ge-
mäß Abs. 2 steht nur Jener Person zu, die im
Zeitpunkt des Zufließens der Einkünfte idas
Recht auf Nutzung der diese Einkünfte ab-
werfenden Kapitalanlagen besaß.

(4) Steuerrückerstattungsanträge sind unter
Verwendung der Vordrucke R-HOL 1 (Anlage 1)

zu stellen. Der Antrag ist innerhalb von drei
Jahren nach Ablauf des Kalenderjahres, in dem
die besteuerten Einkünfte zugeflossen sind, bei
der für die Einkommens(Körperschafts)besteue-
rung des Antragstellers zuständigen niederländi-
schen Behörde in zweifacher Ausfertigung ein-
zureichen. Entstehen im Lauf eines Kalender-
jahres mehrere Rückerstattungsansprüche, so
sind sie möglichst zusammen in einem Antrag
geltend) zu machen. Ansprüche aus drei Jahren
können in einem Antrag zusammengefaßt wer-
den. Soweit jedoch die in Österreich ansässigen
Ertragschuldner nicht vom gleichen Finanzamt
zur Körperschaftsteuer veranlagt werden, sind
gesonderte Anträge einzureichen.

(5) Jedem Antrag sind Belege über den Bezug
der Einkünfte anzuschließen. Wird der Antrag
durch einen Vertreter unterzeichnet, so ist eine
Vollmacht des Anspruchsberechtigten (Abs. 3)
beizulegen.

(6) Die niederländische Behörde prüft, ob der
Antragsteller in den Niederlanden ansässig (Ar-
tikel 4 des Abkommens) ist. Zutreffendenfalls
bestätigt sie dies auf der ersten Ausfertigung des
Antrages und leitet diese (unter Anschluß sämt-
licher Belege sowie einer allfälligen Vollmacht)
im Weg der gemäß Artikel 3 Abs. 1 lit. g des
Abkommens zuständigen Behörden dem Finanz-
amt zu, das für die Veranlagung des Ertrag-
schuldners zur Körperschaftsteuer in Österreich
zuständig ist.

(7) Das im Abs. 6 bezeichnete Finanzamt hat
über den Antrag zu entscheiden.

(8) In Besteuerungsfällen, auf die Artikel 10
Abs. 3 des Abkommens Anwendung findet, kann
das Bundesministerium für Finanzen über An-
trag der österreichischen Gesellschaft Erleichte-
rungen bei der Durchführung der Steuerent-
lastung bewilligen.

44 60
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Entlastung von der Quellenbesteuerung bei
Dividenden und Zinsen in den Niederlanden

§ 2. (1) Zur Erlangung der in (den Artikeln 10
und 11 des Abkommens vorgesehenen Ent-
lastung von der niederländischen Einkommens-
besteuerung bei Dividenden und Zinsen hat der
Steuerpflichtige diesbezügliche Anträge unter
Verwendung des Vordrucks „Inkomstenbelasting
nr. 92 OST" (Anlage 2) zu stellen. Die Vor-
drucke sind in Österreich bei den Finanzlandes-
direktionen erhältlich. Wird der Antrag durch
einen Vertreter unterzeichnet, so ist eine Voll-
macht des Anspruchsberechtigten beizulegen.

(2) Der Vordruck „Inkomstenbelasting
nr. 92 OST" ist dem Finanzamt, das für die
Erhebung der Einkommensteuer (Körperschaft-
Steuer) des Einkommensempfängers in Österreich
zuständig ist, in zweifacher Ausfertigung vor-
zulegen. Dieses Finanzamt hat auf der ersten
Ausfertigung des Antrages zutreffendenfalls zu
bestätigen, daß der Einkommensempfänger in
Österreich ansässig (Artikel 4 des Abkommens)
ist. Die bestätigte erste Ausfertigung wird dem
Antragsteller ausgefolgt. Die zweite Ausferti-
gung des Antrages verbleibt beim Finanzamt.

(3) Der Antragsteller hat die bestätigte Aus-
fertigung des Antrages bei der Auszahlung der
Dividenden oder Zinsen jener Stelle einzu-
reichen, die mit der Auszahlung der Einkünfte
befaßt ist. Auf Grund dieses Antrages wird der
Steuerabzug von den bezeichneten Einkünften
nur in dem Ausmaß vorgenommen, das durch
die Bestimmungen des Doppelbesteuerungsab-
kommens vorgesehen ist (Entlastung an der
Quelle).

(4) Konnte die gemäß Abs. 3 vorgesehene
Entlastung an der Quelle nicht durchgeführt
werden, so kann ein Antrag auf Rückerstattung
der entgegen den Vorschriften des Abkommens
einbehaltenen Steuer gestellt werden. Die An-
tragstellung hat unter Verwendung des Vor-
druckes „Inkomstenbelasting nr. 92 OST" und
unter Einhaltung des in Abs. 2 vorgesehenen
Verfahrens zu erfolgen. Dem Antrag ist eine

gemäß Artikel 9 des niederländischen Dividen-
densteuergesetzes 1965 ausgestellte Dividenden-
abrechnung beizulegen; falls eine solche Dividen-
denabrechnung dem Antragsteller nicht zuge-
leitet worden ist, sind sonstige Belege über den
Bezug der Einkünfte und den durchgeführten
Steuerabzug anzuschließen. Die gemäß Abs. 2
bestätigte Antragsausfertigung ist samt Belegen
einzubringen:

a) falls die Einkünfte von einer in den Nie-
derlanden ansässigen Person ausgezahlt
werden, bei dieser Person;

b) in allen anderen Fällen unmittelbar beim
Körperschaftsteuerinspektor in Amster-
dam.

(5) Ist die Durchführung einer Steuerent-
lastung gemäß den Abs. 3 oder 4 nicht möglich,
so kann der Steuerpflichtige unter Vorlage des
gemäß Abs. 2 bestätigten Antrages „Inkom-
stenbelasting nr. 92 OST" ein Ansuchen um Ge-
nehmigung einer Sonderregelung beim Körper-
schaftsteuerinspektor in Amsterdam einbringen.

(6) In Besteuerungsfällen, auf die Artikel 10
Abs. 3 des Abkommens Anwendung findet, kann
der zuständige Körperschaftsteuerinspektor über
Antrag der niederländischen Gesellschaft Er-
leichterungen bei der Durchführung der Steuer-
entlastung bewilligen.

Wohnsitzbescheinigung

§ 3. Steuerpflichtige, die zur Erlangung einer
abkommensgemäßen Steuerentlastung in Oster-
reich oder in den Niederlanden den Nachweis er-
bringen müssen, daß sie in einem der beiden
Staaten ansässig (Artikel 4 des Abkommens)
sind, können sich je nach Lage des Falles in
Österreich oder in den Niederlanden an die dort
für ihre Einkommens(Körperschafts)besteuerung
zuständige Behörde wenden und um Ausstellung
einer diesbezüglichen Bestätigung (Wohnsitzbe-
scheinigung) ansuchen.

Androsch
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Anlage 2
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16 . Selbstbeschränkungs- und Autorisationsabkommen betreffend den Export bestimmter Kleidung von
Macao nach Österreich samt Anhang

17 . Vertrag zwischen der Republik Österreich einerseits und der Bundesrepublik Deutschland und der
Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft andererseits über die wasserwirtschaftliche
Zusammenarbeit im Einzugsgebiet der Donau samt Statut und Schlußprotokoll
(NR: GP XVII RV 548 AB 657 S. 67. BR: AB 3526 S. 504.)

18 . Protokoll zur Abänderung des zwischen der Republik Österreich und dem Königreich der Niederlande
am 1. September 1970 in Wien unterzeichneten Abkommens zur Vermeidung der
Doppelbesteuerung auf dem Gebiete der Steuern vom Einkommen und vom
Vermögen samt Schlußprotokoll
(NR: GP XVII RV 1194 AB 1253 S. 140. BR: AB 3857 S. 529.)

16 .

Selbstbeschränkungs- und Autorisationsabkommen betreffend den Export bestimmter Kleidung
von Macao nach Österreich

(Übersetzung)

REPUBLIK ÖSTERREICH
BUNDESMINISTERIUM
FÜR WIRTSCHAFTLICHE ANGELEGENHEITEN

Wien, 31. Oktober 1990

Exzellenz!

1. Ich beehre mich, auf das ABKOMMEN ÜBER
DEN INTERNATIONALEN HANDEL MIT
TEXTILIEN *), das in Genf am 20. Dezember
1973 abgeschlossen wurde (im folgenden ABKOM-
MEN bezeichnet), vor allem seinen Artikel 4, sowie
auf das PROTOKOLL BETREFFEND DIE
VERLÄNGERUNG DES ABKOMMENS, abge-
faßt in Genf am 31. Juli 1986 Bezug zu nehmen.

2. Ich beziehe mich weiters auf die Konsultatio-
nen, die zwischen Vertretern Österreichs und
Macaos am 17. und 18. Oktober 1990 in Brüssel
stattgefunden haben. Als Ergebnis dieser Konsulta-
tionen haben Österreich und Macao folgende
Vereinbarung getroffen.

3. Macao beschränkt die Ausfuhren der im
Anhang genannten Textilerzeugnisse nach Öster-
reich auf die in diesem Anhang festgesetzten
Mengen.

4. Gegen Vorlage von Ursprungszeugnissen
(Certificados de Origem), ausgestellt vom Direccão

*) Kundgemacht in BGBl. Nr. 623/1974
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3. Richtlinie des Rates vom 4. Mai 1976
betreffend die Verschmutzung infolge der
Ableitung bestimmter gefährlicher Stoffe in
die Gewässer der Gemeinschaft — Amtsblatt
der EG vom 18.5. 1976 Nr. L 129/23
(76/464/EWG) -

4. Entscheidung des Rates vom 12. Dezember
1977 zur Einführung eines gemeinsamen
Verfahrens zum Informationsaustausch über
die Qualität des Oberflächensüßwassers in
der Gemeinschaft — Amtsblatt der EG vom
24.12. 1977 Nr. L 334/29 (77/795/EWG)

5. Richtlinie des Rates vom 20. Februar 1978
über Abfälle aus der Titandioxid-Produktion
— Amtsblatt der EG vom 25.2. 1978
Nr. L 54/19 (78/176/EWG) -

6. Richtlinie des Rates vom 18. Juli 1978 über
die Qualität von Süßwasser, das schutz- oder
verbesserungsbedürftig ist, um das Leben von
Fischen zu erhalten — Amtsblatt der EG vom
14. 8. 1978 Nr. L 222/1 (78/659/EWG) -

7. Richtlinie des Rates vom 9. Okotber 1979
über die Meßmethoden sowie über die
Häufigkeit der Probenahmen und der
Analysen des Oberflächenwassers für die
Trinkwassergewinnung in den Mitgliedstaa-
ten — Amtsblatt der EG vom 29. 10. 1979
Nr. L 271/44 (79/869/EWG) —

8. Richtlinie des Rates vom 17. Dezember 1979
über den Schutz des Grundwassers gegen
Verschmutzung durch bestimmte gefährliche
Stoffe — Amtsblatt der EG vom 26. 1. 1980
Nr. L 20/43 (80/68/EWG) -

9. Richtlinie des Rates vom 15. Juli 1980 über
die Qualität von Wasser für den menschli-

chen Gebrauch — Amtsblatt der EG vom
30. 8. 1980 Nr. L 229/11 (80/778/EWG) —

10. Richtlinie des Rates vom 22. März 1982
betreffend Grenzwerte und Qualitätsziele für
Quecksilberableitungen aus dem Industrie-
zweig Alkalichloridelektrolyse — Amtsblatt
der EG vom 27.3. 1982 Nr. L 81/29
(82/176/EWG) —

11. Richtlinie des Rates vom 3. Dezember 1982
über die Einzelheiten der Überwachung und
Kontrolle der durch die Ableitungen aus der
Titandioxidproduktion betroffenen Umwelt-
medien — Amtsblatt der EG vom 31. 12.
1982 Nr. L 378/1 (82/883/EWG) -

12. Richtlinie des Rates vom 26. September 1982
betreffend Grenzwerte und Qualitätsziele für
Cadmiumableitungen — Amtsblatt der
EG vom 24.10. 1982 Nr. L 291/1
(83/514/EWG) —

13. Richtlinie des Rates vom 8. März 1984
betreffend Grenzwerte und Qualitätsziele für
Quecksilberableitungen mit Ausnahme des
Industriezweigs Alkalichloridelektrolyse —
Amtsblatt der EG vom 17.3. 1984
Nr. L 74/49 (84/156/EWG) —

14. Richtlinie des Rates vom 9. Okotber 1984
betreffend Grenzwerte und Qualitätsziele für
Ableitungen von Hexachlorcyclohexan —
Amtsblatt der EG vom 17. 10. 1984
Nr. L 274/11 (84/491/EWG) —

15. Richtlinie des Rates vom 12. Juni 1986
betreffend Grenzwerte und Qualitätsziele für
die Ableitung bestimmter gefährlicher Stoffe
im Sinne der Liste I im Anhang der
Richtlinie 76/464/EWG — Amtsblatt der
EG vom 4. 7. 1986 Nr. L 181/16
(86/280/EWG) —

Die vom Bundespräsidenten unterzeichneten und vom Bundeskanzler gegengezeichneten
Ratifikationsurkunden wurden am 14. Dezember 1990 ausgetauscht; der Vertrag tritt gemäß seinem Art. 12
Abs. 2 mit 1. März 1991 in Kraft.

Vranitzky

18.

Der Nationalrat hat beschlossen:

Der Abschluß des nachstehenden Staatsvertrages wird genehmigt.

P R O T O K O L L
ZUR ABÄNDERUNG DES ZWISCHEN
DER REPUBLIK ÖSTERREICH UND
DEM KÖNIGREICH DER NIEDER-
LANDE AM 1. SEPTEMBER 1970 IN
WIEN UNTERZEICHNETEN ABKOM-
MENS ZUR VERMEIDUNG DER DOP-
PELBESTEUERUNG AUF DEM GEBIETE
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DER STEUERN VOM EINKOMMEN
UND VOM VERMÖGEN SAMT

SCHLUSSPROTOKOLL

der Bundespräsident der Republik Österreich,

und

Ihre Majestät die Königin der Niederlande

VON DEM WUNSCHE GELEITET, ein
Protokoll zur Abänderung des zwischen dem
Königreich der Niederlande und der Republik
Österreich am 1. September 1970 in Wien unter-
zeichneten Abkommens zur Vermeidung der
Doppelbesteuerung auf dem Gebiete der Steuern
vom Einkommen und vom Vermögen samt
Schlußprotokoll *) (im folgenden „Abkommen"
genannt) abzuschließen, haben zu diesem Zweck zu
ihren Bevollmächtigten ernannt:

Der Bundespräsident der Republik Österreich:
Dr. Heinrich Pfusterschmid-Hardtenstein, außeror-
dentlicher und bevollmächtigter Botschafter

Ihre Majestät die Königin der Niederlande:
Hans van den Broek, Minister für Auswärtige
Angelegenheiten

die, nachdem sie ihre Vollmachten ausgetauscht
und diese in guter und gehöriger Form befunden,
folgendes vereinbart haben:

Artikel 1

Artikel 6 des Abkommens wird in der Weise
geändert, daß im zweiten Satz des Absatzes 2 die
Worte „ , und Forderungen jeder Art — mit
Ausnahme von Obligationen — die durch Pfand-
rechte an Grundstücken gesichert sind" entfallen.

Artikel 2

1. Artikel 10 des Abkommens wird in der Weise
geändert, daß Absatz 3 aufgehoben und wie folgt
ersetzt wird:

„(3) Ungeachtet der Bestimmungen des Absat-
zes 2 darf die Steuer auf Dividenden, die von einer
in einem der beiden Staaten ansässigen Gesellschaft
an eine in dem anderen Staat ansässige Gesellschaft
gezahlt werden, 5 vom Hundert des Bruttobetrages
der Dividenden nicht übersteigen, wenn die die
Dividenden empfangende Gesellschaft unmittelbar
oder mittelbar über mindestens 25 vom Hundert des
Kapitals der die Dividenden zahlenden Gesellschaft
verfügt."

2. Abschnitt II des Schlußprotokolls zu Artikel 10
des Abkommens wird aufgehoben und Abschnitt III
des Schlußprotokolls zu den Artikeln 10, 11 und 13
des Abkommens erhält die Bezeichnung „Ab-
schnitt II".

*) Kundgemacht in BGBl. Nr. 191/1971
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Artikel 3

Artikel 11 des Abkommens wird in der Weise
geändert, daß Absatz 2 aufgehoben und wie folgt
ersetzt wird:

„(2) Der in diesem Artikel verwendete Ausdruck
„Zinsen" bedeutet Einkünfte aus Forderungen jeder
Art, auch wenn die Forderungen durch Pfandrechte
an Grundstücken gesichert oder mit einer Beteili-
gung am Gewinn des Schuldners ausgestattet sind,
und insbesondere Einkünfte aus öffentlichen
Anleihen und aus Obligationen einschließlich der
damit verbundenen Aufgelder und der Gewinne aus
Losanleihen. Zuschläge für verspätete Zahlung
gelten nicht als Zinsen im Sinne dieses Artikels. Der
Ausdruck umfaßt jedoch nicht die in Artikel 12
Absatz 1 bezeichneten Gewinnanteile."

Artikel 4

1. Die Abschnitte IV und V des Schlußprotokolls
zu Artikel 24 des Abkommens werden aufgehoben
und wie folgt ersetzt:

„III. Zu Artikel 24

a) Es besteht Einverständnis darüber, daß, wenn
es sich um die niederländische Einkommensteuer
oder Körperschaftsteuer handelt, die im ersten
Absatz des Artikels 24 bezeichnete Bemessungs-
grundlage der „onzuivere inkomen" oder „winst"
im Sinne des niederländischen Einkommensteuerge-
setzes oder Körperschaftsteuergesetzes ist.

b) Es besteht Einverständnis darüber, daß bei der
Berechnung des in Artikel 24 Absatz 2 genannten
Abzuges die in Artikel 23 Absatz 1 genannten
Vermögensteile mit einem Betrag angesetzt werden,
der um die auf ihnen grundbücherlich sichergestell-
ten Schulden gekürzt ist, und daß die in Artikel 23
Absatz 2 genannten Vermögensteile mit einem
Betrag angesetzt werden, der um die mit der
Betriebstätte oder festen Einrichtung zusammen-
hängenden Schulden gekürzt ist.

c) Der in Artikel 24 Absatz 2 a bezeichnete
Betrag der österreichischen Steuer errechnet sich für
die in Artikel 14 Absatz 5 genannten Gewinne nach
einem durchschnittlichen Steuersatz."

2. Abschnitt VI des Schlußprotokolls zu Arti-
kel 27 des Abkommens erhält die Bezeichnung
„Abschnitt IV".

Artikel 5

(1) Dieses Protokoll soll ratifiziert und die
Ratifikationsurkunden sollen so bald wie möglich in
Wien ausgetauscht werden.

(2) Dieses Protokoll tritt mit dem Austausch der
Ratifikationsurkunden in Kraft und seine Bestim-
mungen sind für Steuerjahre und Steuerzeiträume
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anzuwenden, die am oder nach dem 1. Jänner des
Kalenderjahres beginnen, das jenem Kalenderjahr
folgt, in dem das Protokoll in Kraft getreten ist.

(3) Ungeachtet des Absatzes 2 dieses Artikels ist
Artikel 2 auf Dividenden anzuwenden, die am oder
nach dem 1. Juli 1990 gezahlt werden.

ZU URKUND DESSEN haben die vorgenann-
ten Bevollmächtigten der beiden Staaten dieses
Protokoll unterzeichnet und mit Siegeln versehen.

GESCHEHEN ZU Den Haag, am 18. Dezember
1989, in zweifacher Urschrift in deutscher und
niederländischer Sprache, wobei beide Texte
authentisch sind.

Für die Republik Österreich:

Dr. Heinrich Pfusterschmid-Hardtenstein

Für das Königreich der Niederlande:

Hans van den Broek

Die vom Bundespräsidenten unterzeichnete und vom Bundeskanzler gegengezeichnete Ratifikations-
urkunde wurde am 28. Dezember 1990 ausgetauscht; das Protokoll ist gemäß seinem Art. 5 Abs. 2 mit
selben Tag in Kraft getreten.

Vranitzky
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FÜR DIE REPUBLIK ÖSTERREICH 

Jahrgang 2003 Ausgegeben am 18. Februar 2003 Teil III 

13. Abkommen zwischen der Republik Österreich und dem Königreich der Niederlande zur Ver-
meidung der Doppelbesteuerung und zur Verhinderung der Steuerumgehung 
auf dem Gebiete der Nachlass-, Erbschafts- und Schenkungssteuern 
(NR: GP XXI RV 963 VV S. 101. BR: AB 6643 S. 687.) 

 

13. 
Der Nationalrat hat beschlossen: 
Der Abschluss des nachstehenden Staatsvertrages samt Protokoll wird genehmigt. 

ABKOMMEN 
ZWISCHEN DER REPUBLIK ÖSTERREICH UND DEM KÖNIGREICH DER 

NIEDERLANDE ZUR VERMEIDUNG DER DOPPELBESTEUERUNG UND ZUR 
VERHINDERUNG DER STEUERUMGEHUNG AUF DEM GEBIETE DER 

NACHLASS-, ERBSCHAFTS- UND SCHENKUNGSSTEUERN 
Die Regierung der Republik Österreich 
und 
die Regierung des Königreiches der Niederlande, 
von dem Wunsche geleitet, ein Abkommen zur Vermeidung der Doppelbesteuerung und zur Verhin-

derung der Steuerumgehung auf dem Gebiete der Nachlass-, Erbschafts- und Schenkungssteuern zwi-
schen beiden Staaten abzuschließen, 

haben Folgendes vereinbart: 

ABSCHNITT I 
GELTUNGSBEREICH DES ABKOMMENS 

Artikel 1 
UNTER DAS ABKOMMEN FALLENDE NACHLÄSSE, ERBSCHAFTEN UND 

SCHENKUNGEN 
Dieses Abkommen gilt für 

 a) Nachlässe und Erbschaften, wenn der Erblasser im Zeitpunkt seines Todes in einem Vertragsstaat 
oder in beiden Vertragsstaaten ansässig war, und 

 b) Schenkungen, wenn der Schenker im Zeitpunkt der Schenkung in einem Vertragsstaat oder in 
beiden Vertragsstaaten ansässig war. 

Artikel 2 
UNTER DAS ABKOMMEN FALLENDE STEUERN 

1. Dieses Abkommen gilt, ohne Rücksicht auf die Art der Erhebung, für Nachlass- und Erbschafts-
steuern sowie Schenkungssteuern, die für Rechnung eines Vertragsstaats oder seiner Gebietskörperschaf-
ten erhoben werden. 

2. Als Nachlass- und Erbschaftssteuern gelten die Steuern, die von Todes wegen als Nachlasssteu-
ern, Erbanfallsteuern, Abgaben vom Vermögensübergang oder Steuern von Schenkungen auf den Todes-
fall erhoben werden. Als Schenkungssteuern gelten die Steuern, die auf Übertragungen unter Lebenden 
nur deshalb erhoben werden, weil die Übertragungen ganz oder teilweise unentgeltlich vorgenommen 
werden. 
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3. Die bestehenden Steuern, für die das Abkommen gilt, sind: 
 a) in den Niederlanden: die Erbschaftssteuer (het recht van successie), die Abgabe vom Vermö-

gensübergang (het recht van overgang) und die Schenkungssteuer (het recht van schenking) 
  (im Folgenden als „niederländische Steuer“ bezeichnet); 
 b) in Österreich: die Erbschafts- und Schenkungssteuer 
  (im Folgenden als „österreichische Steuer“ bezeichnet). 

4. Das Abkommen gilt auch für alle Steuern gleicher oder im Wesentlichen ähnlicher Art, die nach 
der Unterzeichnung des Abkommens neben den bestehenden Steuern oder an deren Stelle erhoben wer-
den. Die zuständigen Behörden der Vertragsstaaten teilen einander die in ihren Steuergesetzen eingetrete-
nen wesentlichen Änderungen mit. 

ABSCHNITT II 
BEGRIFFSBESTIMMUNGEN 

Artikel 3 
ALLGEMEINE BEGRIFFSBESTIMMUNGEN 

1. Im Sinne dieses Abkommens, wenn der Zusammenhang nichts anderes erfordert, 
 a) bedeutet der Ausdruck „Vertragsstaat“, je nach dem Zusammenhang, Österreich oder die Nieder-

lande; bedeutet der Ausdruck „Vertragsstaaten“, Österreich und die Niederlande; 
 b) bedeutet der Ausdruck „die Niederlande“ den in Europa gelegenen Teil des Königreiches der 

Niederlande; 
 c) bedeutet der Ausdruck „Österreich“ die Republik Österreich; 
 d) umfasst der Ausdruck „Person“ natürliche Personen, Gesellschaften und alle anderen Personen-

vereinigungen; 
 e) umfasst der Ausdruck „Vermögen, das Teil des Nachlasses oder einer Schenkung einer Person 

ist, die in einem Vertragsstaat ansässig war“, alle Vermögenswerte, deren Übergang oder Über-
tragung nach dem Recht eines Vertragsstaats einer Steuer unterliegt, für die das Abkommen gilt; 

 f) bedeutet der Ausdruck „Staatsangehöriger“ 
 i) jede natürliche Person, die die Staatsangehörigkeit eines Vertragsstaats besitzt; 
 ii) jede juristische Person, Personengesellschaft und andere Personenvereinigung, die nach dem 

in einem Vertragsstaat geltenden Recht errichtet worden ist; 
 g) bedeutet der Ausdruck „zuständige Behörde“ 
 i) in den Niederlanden: den Minister der Finanzen oder dessen bevollmächtigten Vertreter; 
 ii) in Österreich: den Bundesminister für Finanzen oder dessen bevollmächtigten Vertreter. 

2. Bei der Anwendung des Abkommens durch einen Vertragsstaat hat, wenn der Zusammenhang 
nichts anderes erfordert, jeder im Abkommen nicht definierte Ausdruck die Bedeutung, die ihm nach dem 
Recht dieses Staates über die Steuern zukommt, für die das Abkommen gilt. 

Artikel 4 
STEUERLICHER WOHNSITZ 

1. Im Sinne dieses Abkommens bedeutet der Ausdruck „eine in einem Vertragsstaat ansässige Per-
son“ eine Person, deren Nachlass oder Schenkung nach dem Recht dieses Staates dort auf Grund ihres 
Wohnsitzes, ihres ständigen Aufenthalts, des Ortes ihrer Geschäftsleitung oder eines anderen ähnlichen 
Merkmals steuerpflichtig ist. Der Ausdruck umfasst jedoch nicht eine Person, deren Nachlass oder 
Schenkung in diesem Staat nur mit in diesem Staat gelegenem Vermögen steuerpflichtig ist. 

2. War nach Absatz 1 eine natürliche Person in beiden Vetragsstaaten ansässig, so gilt Folgendes: 
 a) Die Person gilt als in dem Staat ansässig, in dem sie über eine ständige Wohnstätte verfügte; 

verfügte sie in beiden Vertragsstaaten über eine ständige Wohnstätte, so gilt sie als in dem Staat 
ansässig, zu dem sie die engeren persönlichen und wirtschaftlichen Beziehungen hatte (Mittel-
punkt der Lebensinteressen); 

 b) kann nicht bestimmt werden, in welchem Staat die Person den Mittelpunkt ihrer Lebensinteres-
sen hatte, oder verfügte sie in keinem der Staaten über eine ständige Wohnstätte, so gilt sie als in 
dem Staat ansässig, in dem sie ihren gewöhnlichen Aufenthalt hatte; 
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 c) hatte die Person ihren gewöhnlichen Aufenthalt in beiden Staaten oder in keinem der Staaten, so 
gilt sie als in dem Staat ansässig, dessen Staatsangehöriger sie war; 

 d) war die Person Staatsangehöriger beider Staaten oder keines der Staaten, so regeln die zuständi-
gen Behörden der Staaten die Frage in gegenseitigem Einvernehmen. 

3. War eine natürliche Person in dem Zeitpunkt, für den ihr Wohnsitz festzustellen ist, nach Absatz 1 
in beiden Vertragsstaaten ansässig und 
 a) zu diesem Zeitpunkt ein Staatsangehöriger eines Vertragsstaats, nicht jedoch ein Staatsangehöri-

ger des anderen Staates, und 
 b) im anderen Staat ansässig, dies jedoch weniger als sieben von zehn Jahren, die diesem Zeitpunkt 

unmittelbar vorangehen, und 
 c) beabsichtigte sie nicht, sich im anderen Staat auf unbestimmte Zeit aufzuhalten, 

so gilt sie ungeachtet des Absatzes 2 dieses Artikels in diesem Zeitpunkt als in dem Staat ansäs-
sig, dessen Staatsangehöriger sie war. 

4. War nach Absatz 1 eine andere als eine natürliche Person in beiden Vertragsstaaten ansässig, so 
gilt sie als in dem Staat ansässig, in dem sich der Ort ihrer tatsächlichen Geschäftsleitung befand. 

ABSCHNITT III 
BESTEUERUNGSREGELN 

Artikel 5 
UNBEWEGLICHES VERMÖGEN 

1. Unbewegliches Vermögen, das Teil des Nachlasses oder einer Schenkung einer Person ist, die in 
einem Vertragsstaat ansässig war, und das im anderen Vertragsstaat liegt, darf im anderen Staat besteuert 
werden. 

2. Der Ausdruck „unbewegliches Vermögen“ hat die Bedeutung, die ihm nach dem Recht des Ver-
tragsstaats zukommt, in dem das Vermögen liegt. Der Ausdruck umfasst in jedem Fall das Zubehör zum 
unbeweglichen Vermögen, das lebende und tote Inventar land- und forstwirtschaftlicher Betriebe, die 
Rechte, für die die Vorschriften des Privatrechts über Grundstücke gelten, Nutzungsrechte an unbewegli-
chem Vermögen sowie Rechte auf veränderliche oder feste Vergütungen für die Ausbeutung oder das 
Recht auf Ausbeutung von Mineralvorkommen, Quellen und anderen Bodenschätzen; Schiffe und Luft-
fahrzeuge gelten nicht als unbewegliches Vermögen. 

3. Absatz 1 gilt auch für unbewegliches Vermögen eines Unternehmens und für unbewegliches 
Vermögen, das der Ausübung einer selbstständigen Arbeit dient. 

Artikel 6 
BETRIEBSVERMÖGEN EINER BETRIEBSTÄTTE UND VERMÖGEN EINER 
FESTEN EINRICHTUNG, DAS DER AUSÜBUNG EINER SELBSTSTÄNDIGEN 

ARBEIT DIENT 
1. Vermögen, mit Ausnahme des in Artikel 5 genannten Vermögens, das Teil des Nachlasses oder 

einer Schenkung einer Person ist, die in einem Vertragsstaat ansässig war, und das Betriebsvermögen 
einer im anderen Vertragsstaat gelegenen Betriebstätte darstellt, darf im anderen Staat besteuert werden. 

2. Im Sinne dieses Abkommens bedeutet der Ausdruck „Betriebstätte“ eine feste Geschäftseinrich-
tung, durch die die Tätigkeit eines Unternehmens ganz oder teilweise ausgeübt wird. 

3. Der Ausdruck „Betriebstätte“ umfasst insbesondere: 
 a) einen Ort der Leitung, 
 b) eine Zweigniederlassung, 
 c) eine Geschäftsstelle, 
 d) eine Fabrikationsstätte, 
 e) eine Werkstätte und 
 f) ein Bergwerk, ein Öl- oder Gasvorkommen, einen Steinbruch oder eine andere Stätte der Aus-

beutung von Bodenschätzen. 
4. Eine Bauausführung oder Montage ist nur dann eine Betriebstätte, wenn ihre Dauer zwölf Monate 

überschreitet. 
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5. Ungeachtet der vorstehenden Bestimmungen dieses Artikels gelten nicht als Betriebstätten: 
 a) Einrichtungen, die ausschließlich zur Lagerung, Ausstellung oder Auslieferung von Gütern oder 

Waren des Unternehmens benutzt werden; 
 b) Bestände von Gütern oder Waren des Unternehmens, die ausschließlich zur Lagerung, Ausstel-

lung oder Auslieferung unterhalten werden; 
 c) Bestände von Gütern oder Waren des Unternehmens, die ausschließlich zu dem Zweck unterhal-

ten werden, durch ein anderes Unternehmen bearbeitet oder verarbeitet zu werden; 
 d) eine feste Geschäftseinrichtung, die ausschließlich zu dem Zweck unterhalten wird, für das Un-

ternehmen Güter oder Waren einzukaufen oder Informationen zu beschaffen; 
 e) eine feste Geschäftseinrichtung, die ausschließlich zu dem Zweck unterhalten wird, für das Un-

ternehmen andere Tätigkeiten auszuüben, die vorbereitender Art sind oder eine Hilfstätigkeit dar-
stellen; 

 f) eine feste Geschäftseinrichtung, die ausschließlich zu dem Zweck unterhalten wird, mehrere der 
unter den Buchstaben a bis e genannten Tätigkeiten auszuüben, vorausgesetzt, dass die sich dar-
aus ergebende Gesamttätigkeit der festen Geschäftseinrichtung vorbereitender Art ist oder eine 
Hilfstätigkeit darstellt. 

6. Vermögen, mit Ausnahme des in Artikel 5 genannten Vermögens, das Teil des Nachlasses oder 
einer Schenkung einer Person ist, die in einem Vertragsstaat ansässig war, und das zu einer im anderen 
Vertragsstaat gelegenen festen Einrichtung gehört, die der Ausübung einer selbstständigen Arbeit dient, 
darf im anderen Staat besteuert werden. 

Artikel 7 
ANDERES VERMÖGEN 

Vorbehaltlich des Artikels 8 darf Vermögen, das Teil des Nachlasses oder einer Schenkung einer 
Person ist, die in einem Vertragsstaat ansässig war, und in den Artikeln 5 und 6 nicht behandelt wurde, 
ohne Rücksicht auf seine Belegenheit nur in diesem Staat besteuert werden. 

Artikel 8 
SUBSIDIÄRE BESTEUERUNGSRECHTE 

1. War der Erblasser oder der Schenker im Zeitpunkt seines Todes beziehungsweise im Zeitpunkt 
der Schenkung in einem Vertragsstaat ansässig und war er zu diesem Zeitpunkt ein Staatsangehöriger des 
anderen Vertragsstaats und war er im anderen Staat zu irgendeinem Zeitpunkt innerhalb der zehn Jahre, 
die dem Tod oder der Schenkung unmittelbar vorangehen, ansässig, so darf der andere Staat nach seinem 
innerstaatlichen Recht auch unter Artikel 7 fallendes Vermögen besteuern. 

2. War der Schenker im Zeitpunkt der Schenkung in einem Vertragsstaat ansässig und war er im an-
deren Staat zu irgendeinem Zeitpunkt innerhalb des Jahres, das der Schenkung unmittelbar vorangeht, 
ansässig, so darf der andere Staat – vorbehaltlich des Absatzes 1 – nach seinem innerstaatlichen Recht 
auch unter Artikel 7 fallendes Vermögen besteuern. 

Artikel 9 
SCHULDENABZUG 

1. Schulden, die durch das in Artikel 5 genannte Vermögen besonders gesichert sind, werden vom 
Wert dieses Vermögens abgezogen. Schulden, die zwar nicht durch das in Artikel 5 genannte Vermögen 
besonders gesichert sind, die aber im Zusammenhang mit dem Erwerb, der Änderung, der Instandsetzung 
oder der Instandhaltung solchen Vermögens entstanden sind, werden vom Wert dieses Vermögens abge-
zogen. 

2. Vorbehaltlich des Absatzes 1 werden Schulden, die mit einer in Artikel 6 Absatz 1 genannten Be-
triebstätte oder einer in Artikel 6 Absatz 6 genannten festen Einrichtung zusammenhängen, vom Wert der 
Betriebstätte beziehungsweise der festen Einrichtung abgezogen. 

3. Die anderen Schulden werden vom Wert des Vermögens abgezogen, für das Artikel 7 bezie-
hungsweise Artikel 8 gilt. 

4. Übersteigt eine Schuld den Wert des Vermögens, von dem sie in einem Vertragsstaat nach den 
Absätzen 1 oder 2 abzuziehen ist, so wird der übersteigende Betrag vom Wert des übrigen Vermögens, 
das in diesem Staat besteuert werden darf, abgezogen. 
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5. Verbleibt in einem Vertragsstaat nach den Abzügen, die auf Grund der Absätze 3 und 4 vorzu-
nehmen sind, ein Schuldenrest, so wird dieser vom Wert des Vermögens, das im anderen Vertragsstaat 
besteuert werden darf, abgezogen. 

6. Ist ein Vertragsstaat nach den Absätzen 1 bis 5 verpflichtet, einen höheren als nach seinem Recht 
vorgesehenen Schuldenabzug vorzunehmen, so gelten die genannten Absätze nur insoweit, als der andere 
Vertragsstaat nach seinem innerstaatlichen Recht nicht verpflichtet ist, die gleichen Schulden abzuziehen. 

Artikel 10 
BEFREIUNGEN UND ERMÄSSIGUNGEN 

1. Steuerbefreiungen und -ermäßigungen, die nach dem Recht eines Vertragsstaats für unter dieses 
Abkommen fallende und der Besteuerung unterliegende Vorgänge diesem Staat oder seinen Gebietskör-
perschaften gewährt werden, gelten für den anderen Vertragsstaat und dessen Gebietskörperschaften. 

2. Steuerbefreiungen und -ermäßigungen, die nach dem Recht eines Vertragsstaats für unter dieses 
Abkommen fallende und der Besteuerung unterliegende Vorgänge den Organisationen dieses Vertrags-
staats gewährt werden, deren Tätigkeit ausschließlich für religiöse, philosophische, wohltätige, kulturelle 
oder wissenschaftliche Zwecke oder für Zwecke des Allgemeinwohls ausgeübt wird, gelten auch für 
solche Organisationen des anderen Vertragsstaats. 

ABSCHNITT IV 
VERMEIDUNG DER DOPPELBESTEUERUNG 

Artikel 11 
VERMEIDUNG DER DOPPELBESTEUERUNG 

1. War der Erblasser oder der Schenker im Zeitpunkt seines Todes beziehungsweise im Zeitpunkt 
der Schenkung in den Niederlanden ansässig, so rechnen die Niederlande die nach ihrem innerstaatlichen 
Recht festgesetzte Steuer in Bezug auf Vermögen an, das auf Grund der Artikel 5 oder 6 und nach Arti-
kel 9, Absätze 1, 2 und 4, in Österreich besteuert werden darf. 

2. Erheben die Niederlande eine Steuer auf Grund des Artikels 8, so rechnen sie diese Steuer in Be-
zug auf Vermögen an, das auf Grund des Artikels 7 und nach Artikel 9 Absatz 3 in Österreich besteuert 
werden darf. 

3. Der in den Absätzen 1 und 2 erwähnte Anrechnungsbetrag ist der niedrigere der nachstehenden 
Beträge: 
 a) der in Österreich nach den Absätzen 1 beziehungsweise 2 erhobene Steuerbetrag; 
 b) der Betrag der niederländischen Steuer, der sich zu dem gemäß dem innerstaatlichen Recht der 

Niederlande festgesetzten Steuerbetrag verhält wie sich die Höhe des nach den Absätzen 1 bezie-
hungsweise 2 ermittelten Vermögens zur Höhe des Gesamtvermögens verhält. 

4. Bei der Anwendung der Absätze 1 und 2 beziehen die Niederlande alle Steuern mit ein, die Öster-
reich nach diesem Abkommen aus Anlass einer früheren Schenkung erhoben hat, die vom Erblasser in-
nerhalb von 180 Tagen vor seinem Tod erfolgt ist, und zwar in Bezug auf Vermögen, das Teil des Nach-
lasses ist, der in den Niederlanden der Besteuerung unterliegt, und zwar insoweit, als diese Steuern im 
Zeitpunkt dieser Schenkung nicht berücksichtigt worden sind. 

5. Im Sinne dieses Artikels gilt eine Steuer dann als in Österreich erhoben, wenn diese nach österrei-
chischem Recht vorgeschrieben und ordnungsgemäß gezahlt wird. 

6. Der von den Niederlanden zu gewährende Anrechnungsbetrag wird für jeden Erben beziehungs-
weise Vermächtnisnehmer oder Beschenkten gesondert ermittelt. 

7. War der Erblasser im Zeitpunkt seines Todes oder der Schenker im Zeitpunkt der Schenkung in 
Österreich ansässig, so nimmt Österreich das Vermögen, das aus demselben Anlass nach diesem Ab-
kommen in den Niederlanden besteuert werden darf, von der Besteuerung aus. 

8. Österreich nimmt von der Besteuerung auch das Vermögen aus, das aus Anlass einer früheren 
Schenkung nach diesem Abkommen in den Niederlanden besteuert werden dürfte. Österreich nimmt 
jedoch kein Vermögen von der Besteuerung aus, das in Österreich nach Artikel 5 oder 6 des Abkommens 
besteuert werden durfte. 

9. In jedem Fall darf Österreich das von der Besteuerung ausgenommene Vermögen bei der Festset-
zung der Steuer für das übrige Vermögen einbeziehen. 
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10. Jeder auf diesen Artikel gestützte Antrag auf Anrechnung ist innerhalb von sieben Jahren ab dem 
Zeitpunkt des Vorganges zu stellen, auf Grund dessen die Steuer, deren Anrechnung beantragt wird, er-
hoben wird. 

ABSCHNITT V 
BESONDERE BESTIMMUNGEN 

Artikel 12 
GLEICHBEHANDLUNG 

1. Staatsangehörige eines Vertragsstaats sowie Nachlässe und Schenkungen, die diese Staatsangehö-
rigen tätigen oder erwerben, dürfen im anderen Vertragsstaat keiner Besteuerung oder damit zusammen-
hängenden Verpflichtung unterworfen werden, die anders oder belastender ist als die Besteuerung und die 
damit zusammenhängenden Verpflichtungen, denen Staatsangehörige des anderen Staates beziehungs-
weise Nachlässe und Schenkungen, die diese Staatsangehörigen tätigen beziehungsweise erwerben, unter 
gleichen Verhältnissen unterworfen sind oder unterworfen werden können. Diese Bestimmung gilt unge-
achtet des Artikels 1 auch für Personen, die in keinem Vertragsstaat ansässig sind, sowie für Nachlässe 
und Schenkungen, die diese Personen tätigen oder erwerben. 

2. Die Besteuerung einer Betriebstätte, die ein Unternehmen eines Vertragsstaats im anderen Ver-
tragsstaat hat, darf im anderen Staat nicht ungünstiger sein als die Besteuerung von Unternehmen des 
anderen Staates, die die gleiche Tätigkeit ausüben. Diese Bestimmung ist nicht so auszulegen, als ver-
pflichte sie einen Vertragsstaat, den im anderen Vertragsstaat ansässigen Personen Steuerfreibeträge, 
vergünstigungen und ermäßigungen auf Grund des Personenstandes oder der Familienlasten zu gewähren, 
die er seinen ansässigen Personen gewährt. 

3. Unternehmen eines Vertragsstaats, deren Kapital ganz oder teilweise unmittelbar oder mittelbar 
einer im anderen Vertragsstaat ansässigen Person oder mehreren solchen Personen gehört oder ihrer Kon-
trolle unterliegt, dürfen im erstgenannten Staat keiner Besteuerung oder damit zusammenhängenden Ver-
pflichtung unterworfen werden, die anders oder belastender ist als die Besteuerung und die damit zusam-
menhängenden Verpflichtungen, denen andere ähnliche Unternehmen des erstgenannten Staates unter-
worfen sind oder unterworfen werden können. 

Artikel 13 
VERSTÄNDIGUNGSVERFAHREN 

1. Ist eine Person der Auffassung, dass Maßnahmen eines Vertragsstaats oder beider Vertragsstaaten 
für sie zu einer Besteuerung führen oder führen werden, die diesem Abkommen nicht entspricht, so kann 
sie unbeschadet der nach dem innerstaatlichen Recht dieser Staaten vorgesehenen Rechtsmittel ihren Fall 
der zuständigen Behörde des Vertragsstaats, in dem sie ansässig ist, oder, sofern ihr Fall von Artikel 12 
Absatz 1 erfasst wird, der zuständigen Behörde des Vertragsstaats unterbreiten, dessen Staatsangehöriger 
sie ist. Der Fall muss innerhalb von drei Jahren nach der ersten Mitteilung der Maßnahme unterbreitet 
werden, die zu einer dem Abkommen nicht entsprechenden Besteuerung führt. 

2. Hält die zuständige Behörde die Einwendung für begründet und ist sie selbst nicht in der Lage, ei-
ne befriedigende Lösung herbeizuführen, so wird sie sich bemühen, den Fall durch Verständigung mit der 
zuständigen Behörde des anderen Vertragsstaats so zu regeln, dass eine dem Abkommen nicht entspre-
chende Besteuerung vermieden wird. Die Verständigungsregelung ist ungeachtet der Fristen des inner-
staatlichen Rechts der Vertragsstaaten durchzuführen. 

3. Die zuständigen Behörden der Vertragsstaaten werden sich bemühen, Schwierigkeiten oder Zwei-
fel, die bei der Auslegung oder Anwendung des Abkommens entstehen, in gegenseitigem Einvernehmen 
zu beseitigen. Sie können auch gemeinsam darüber beraten, wie eine Doppelbesteuerung in Fällen ver-
mieden werden kann, die im Abkommen nicht behandelt sind. 

4. Die zuständigen Behörden der Vertragsstaaten können zur Herbeiführung einer Einigung im Sinne 
der vorstehenden Absätze unmittelbar miteinander verkehren. 

Artikel 14 
INFORMATIONSAUSTAUSCH 

1. Die zuständigen Behörden der Vertragsstaaten tauschen Informationen aus, die zur Durchführung 
dieses Abkommens oder des innerstaatlichen Rechts der Vertragsstaaten betreffend die unter das Ab-
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kommen fallenden Steuern erforderlich sind, soweit die diesem Recht entsprechende Besteuerung nicht 
dem Abkommen widerspricht. Der Informationsaustausch ist durch Artikel 1 nicht eingeschränkt. Alle 
Informationen, die ein Vertragsstaat erhalten hat, sind ebenso geheim zu halten wie die auf Grund des 
innerstaatlichen Rechts dieses Staates beschafften Informationen und dürfen nur den Personen oder Be-
hörden (einschließlich der Gerichte und der Verwaltungsbehörden) zugänglich gemacht werden, die mit 
der Veranlagung oder Erhebung, der Vollstreckung oder Strafverfolgung oder mit der Entscheidung von 
Rechtsmitteln hinsichtlich der unter das Abkommen fallenden Steuern befasst sind. Diese Personen oder 
Behörden dürfen die Informationen nur für diese Zwecke verwenden. Sie dürfen die Informationen in 
einem öffentlichen Gerichtsverfahren oder einer Gerichtsentscheidung offen legen. 

2. Absatz 1 ist nicht so auszulegen, als verpflichte er einen Vertragsstaat, 
 a) Verwaltungsmaßnahmen durchzuführen, die von den Gesetzen oder der Verwaltungspraxis die-

ses oder des anderen Staates abweichen; 
 b) Informationen zu erteilen, die nach den Gesetzen oder im üblichen Verwaltungsverfahren dieses 

oder des anderen Staates nicht beschafft werden können; 
 c) Informationen zu erteilen, die ein Handels-, Industrie-, Gewerbe- oder Berufsgeheimnis oder ein 

Geschäftsverfahren preisgeben würden oder deren Erteilung dem Ordre public widerspräche. 

Artikel 15 
VOLLSTRECKUNGSAMTSHILFE 

1. Die Vertragsstaaten stimmen überein, dass sie einander nach Maßgabe ihrer einschlägigen Geset-
ze und ihrer Verwaltungspraxis bei der Einbringung der Steuern, die den Gegenstand dieses Abkommens 
bilden, samt den dazugehörigen Abgabenerhöhungen, Abgabenzuschlägen, Säumniszuschlägen, Zinsen 
und Verfahrenskosten Hilfe leisten. 

2. Auf Antrag des ersuchenden Staates führt der ersuchte Staat die Vollstreckung der Steueransprü-
che des erstgenannten Staates nach dem Recht und der Verwaltungspraxis bezüglich der Vollstreckung 
seiner eigenen Steueransprüche durch. Diese Ansprüche genießen jedoch im ersuchten Staat keinerlei 
Vorrechte und können nicht durch die Inhaftierung des Schuldners wegen der Schulden vollstreckt wer-
den. Der ersuchte Staat ist nicht verpflichtet, Vollstreckungsmaßnahmen zu setzen, die in den Gesetzen 
des ersuchenden Staates nicht vorgesehen sind. 

3. Absatz 2 gilt nur für Steueransprüche, die im ersuchenden Staat Gegenstand eines gültigen Voll-
streckungstitels sind und nicht mehr angefochten werden können. 

4. Die Verpflichtung zur Amtshilfe bei der Vollstreckung von Steueransprüchen gegen einen Erblas-
ser oder seinen Nachlass ist auf den Wert des Nachlasses oder den Teil des Vermögens beschränkt, der 
auf jeden Nachlassbegünstigten entfällt, je nachdem, ob die Ansprüche aus dem Nachlass oder gegenüber 
den Nachlassbegünstigten zu befriedigen sind. 

5. Der ersuchte Staat ist nicht verpflichtet, dem Ersuchen nachzukommen: 
 a) wenn der ersuchende Staat im eigenen Hoheitsgebiet nicht alle zur Verfügung stehenden Mittel 

ausgeschöpft hat, es sei denn, dass die Inanspruchnahme dieser Mittel unangemessene Schwie-
rigkeiten bereiten würde; 

 b) wenn und soweit er der Auffassung ist, dass der Steueranspruch im Widerspruch zu diesem oder 
einem anderen Abkommen steht, dessen Parteien beide Vertragsstaaten sind. 

6. Dem Ersuchen um Amtshilfe bei der Vollstreckung eines Steueranspruchs sind beizufügen: 
 a) eine Erklärung, dass der Steueranspruch eine unter das Abkommen fallende Steuer betrifft und 

unangefochten ist; 
 b) eine amtliche Ausfertigung des im ersuchenden Staat gültigen Vollstreckungstitels; 
 c) alle anderen für die Vollstreckung erforderlichen Schriftstücke; 
 d) gegebenenfalls eine beglaubigte Ausfertigung, die alle damit in Verbindung stehenden Entschei-

dungen von Verwaltungsbehörden oder öffentlichen Gerichten bestätigt. 
7. Auf Antrag des ersuchenden Staates trifft der ersuchte Staat Sicherungsmaßnahmen, um die Voll-

streckung eines Steuerbetrages zu gewährleisten, selbst wenn gegen den Anspruch Einwendungen erho-
ben werden oder ein Vollstreckungstitel noch nicht ausgestellt worden ist, soweit dies nach den Gesetzen 
und der Verwaltungspraxis des ersuchten Staates zulässig ist. 

8. Der im ersuchenden Staat gültige Vollstreckungstitel wird gegebenenfalls gemäß den im ersuchten 
Staat geltenden Bestimmungen nach Eingang des Amtshilfeersuchens so bald wie möglich entgegenge-
nommen, anerkannt, ergänzt oder durch einen Vollstreckungstitel des ersuchten Staates ersetzt. 
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9. Für Fragen im Zusammenhang mit Verjährungsfristen bei der Vollstreckung von Steueransprü-
chen ist das Recht des ersuchenden Staates maßgebend. Das Ersuchen um Amtshilfe bei der Vollstre-
ckung enthält Angaben über diese Frist. 

10. Vollstreckungsmaßnahmen, die vom ersuchten Staat auf Grund eines Amtshilfeersuchens durch-
geführt werden und die nach den Gesetzen dieses Staates die in Absatz 9 genannte Frist hemmen oder 
unterbrechen würden, haben nach den Gesetzen des ersuchenden Staates dieselbe Wirkung. Der ersuchte 
Staat unterrichtet den ersuchenden Staat über solche Maßnahmen. 

11. Der ersuchte Staat kann einem Zahlungsaufschub oder Ratenzahlungen zustimmen, wenn seine 
Gesetze oder seine Verwaltungspraxis dies in ähnlichen Fällen zulassen; der ersuchte Staat unterrichtet 
den ersuchenden Staat über die ergriffenen Maßnahmen. 

12. Die zuständigen Behörden der Vertragsstaaten werden sich über Regelungen betreffend Baga-
tellgrenzen für Steueransprüche, die den Gegenstand eines Amtshilfeersuchens bilden, verständigen. 

13. Die Vertragsstaaten verzichten gegenseitig auf den Ersatz von Kosten, die sich aus der jeweili-
gen Hilfe ergeben, die sie einander bei der Anwendung dieses Abkommens leisten. Der ersuchende Staat 
haftet in jedem Fall gegenüber dem ersuchten Staat weiterhin für die finanziellen Folgen von Vollstre-
ckungsmaßnahmen, die hinsichtlich der Begründetheit des Steueranspruches oder der Gültigkeit des im 
ersuchenden Staat ausgestellten Vollstreckungstitels als nicht gerechtfertigt befunden werden. 

14. In Bezug auf die vorstehenden Bestimmungen dieses Artikels können die zuständigen Behörden 
des Staates in gegenseitigem Einvernehmen das Verfahren regeln, wie die Hilfeleistung zu erfolgen hat, 
sowie alle damit verbundenen Fragen. 

Artikel 16 
DIPLOMATEN UND KONSULARBEAMTE 

1. Dieses Abkommen berührt nicht die steuerlichen Vorrechte, die den Diplomaten und Konsularbe-
amten nach den allgemeinen Regeln des Völkerrechts oder auf Grund besonderer Vereinbarungen zuste-
hen. 

2. Ungeachtet des Artikels 4 wird eine natürliche Person, die Mitglied einer diplomatischen oder 
konsularischen Mission eines Vertragsstaats ist, die im anderen Vertragsstaat oder in einem dritten Staat 
gelegen ist, und die ein Staatsangehöriger des Entsendestaates ist, für Zwecke dieses Abkommens so 
behandelt, als wäre sie im Entsendestaat ansässig, wenn der gesamte Nachlass oder die gesamte Schen-
kung im Entsendestaat in gleicher Weise besteuert wird wie die Nachlässe und Schenkungen von Perso-
nen, die in diesem Staat ansässig sind. 

3. Das Abkommen gilt nicht für 
 a) Schenkungen von internationalen Organisationen, von deren Organen oder Beamten oder von 

Mitgliedern einer diplomatischen oder konsularischen Mission eines dritten Staates und 
 b) Nachlässe dieser Beamten oder Mitglieder, 
wenn diese Organisationen, Organe, Beamten oder Mitglieder sich in einem Vertragsstaat aufhalten und 
in keinem der Staaten für die Zwecke der Nachlass-, Erbschafts- oder Schenkungssteuern so behandelt 
werden, als wären sie dort ansässig. 

Artikel 17 
AUSDEHNUNG DES RÄUMLICHEN GELTUNGSBEREICHES 

1. Das Abkommen kann entweder als Ganzes oder mit den erforderlichen Änderungen auf eines der 
beiden Länder oder auf beide Länder die Niederländischen Antillen oder Aruba ausgedehnt werden, wenn 
das betreffende Land Steuern erhebt, die im Wesentlichen den Steuern ähnlich sind, für die das Abkom-
men gilt. Eine solche Ausdehnung wird von dem Zeitpunkt an und mit den Änderungen und Bedingun-
gen, einschließlich der Bedingungen für die Beendigung, wirksam, die durch auf diplomatischem Weg 
auszutauschende Noten vereinbart werden. 

2. Wurde nichts anderes vereinbart, so wird mit der Kündigung die Anwendung des Abkommens 
nicht auch für die Länder beendet, auf die das Abkommen nach diesem Artikel ausgedehnt worden ist. 

ABSCHNITT VI 
SCHLUSSBESTIMMUNGEN 

Artikel 18 
IN-KRAFT-TRETEN 

Dieses Abkommen tritt am ersten Tag des ersten Monats in Kraft, der dem jeweils späteren Zeitpunkt 
folgt, zu dem die jeweiligen Regierungen einander schriftlich mitgeteilt haben, dass die im jeweiligen 
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Staat erforderlichen verfassungsmäßigen Formalitäten erfüllt sind, und seine Bestimmungen finden An-
wendung auf den Nachlass von Personen, deren Tod an oder nach diesem Tag eingetreten ist, und auf alle 
nicht den Erwerb von Todes wegen betreffenden Vorgänge, die an oder nach diesem Tag erfolgen, und 
nach dem Recht eines der beiden Staaten zu einer Steuerpflicht führen. 

Artikel 19 
KÜNDIGUNG 

Dieses Abkommen bleibt in Kraft, solange es nicht von einem Vertragsstaat gekündigt wird. Jeder 
Vertragsstaat kann das Abkommen nach Ablauf von fünf Jahren ab dem Zeitpunkt des In-Kraft-Tretens 
auf diplomatischem Weg unter Einhaltung einer Frist von mindestens sechs Monaten zum Ende eines 
Kalenderjahres kündigen. In diesem Fall findet das Abkommen nicht mehr Anwendung mit dem Beginn 
des Kalenderjahres, das dem Jahr folgt, in dem die Kündigung mitgeteilt worden ist; es findet jedoch 
weiterhin Anwendung auf den Nachlass von Personen, deren Tod vor diesem Zeitpunkt eingetreten ist, 
und auf alle nicht den Erwerb von Todes wegen betreffenden Vorgänge, die vor diesem Zeitpunkt erfol-
gen, und nach dem Recht eines der beiden Staaten zu einer Steuerpflicht führen. 

ZU URKUND DESSEN haben die hiezu bevollmächtigten Unterfertigten dieses Abkommen unter-
zeichnet. 

GESCHEHEN zu Den Haag, am 26. November 2001, in zweifacher Ausfertigung, jede in deutscher 
und niederländischer Sprache, wobei die beiden Texte gleichermaßen authentisch sind. 

Für die Republik Österreich: 
Dr. Benita Ferrero-Waldner 

Für das Königreich der Niederlande: 
Jozias van Aartsen 

VERDRAG 
TUSSEN DE REPUBLIEK OOSTENRIJK EN HET KONINKRIJK DER 

NEDERLANDEN TOT HET VERMIJDEN VAN DUBBELE BELASTING EN HET 
VOORKOMEN VAN HET ONTGAAN VAN BELASTING MET BETREKKING TOT 
BELASTINGEN VAN NALATENSCHAPPEN EN VERKRIJGINGEN KRACHTENS 

ERFRECHT EN VAN SCHENKINGEN 
De Regering van de Republiek Oostenrijk 
en 
de Regering van het Koninkrijk der Nederlanden, 
Geleid door de wens dat door beide Staten een verdrag wordt gesloten tot het vermijden van dubbele 

belasting en het voorkomen van het ontgaan van belasting met betrekking tot belastingen van nalaten-
schappen en verkrijgingen krachtens erfrecht en van schenkingen, 

Zijn het volgende overeengekomen: 

HOOFDSTUK I 
Reikwijdte van het Verdrag 

Artikel 1 
Nalatenschappen, verkrijgingen krachtens erfrecht en schenkingen waarop het Verdrag 

van toepassing is 
Dit Verdrag is van toepassing: 

 a) op nalatenschappen en verkrijgingen krachtens erfrecht van personen die ten tijde van hun over-
lijden inwoner waren van een of van beide Verdragsluitende Staten, en 

 b) op schenkingen gedaan door personen die ten tijde van de schenking inwoner waren van een of 
van beide Verdragsluitende Staten. 

III   22
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Artikel 2 
Belastingen waarop het Verdrag van toepassing is 

1. Dit Verdrag is van toepassing op belastingen van nalatenschappen en verkrijgingen krachtens er-
frecht en van schenkingen, die, ongeacht de wijze van heffing, worden geheven ten behoeve van een 
Verdragsluitende Staat of van de staatkundige onderdelen of plaatselijke publiekrechtelijke lichamen 
daarvan. 

2. Als belastingen van nalatenschappen en verkrijgingen krachtens erfrecht worden beschouwd alle 
belastingen die ter zake van overlijden worden geheven in de vorm van belastingen over de nalatenschap 
in haar geheel, van belastingen over verkrijgingen krachtens erfrecht, van rechten van overgang of van 
belastingen over schenkingen in verband met overlijden. Als belastingen van schenkingen worden be-
schouwd alle belastingen die over overgangen onder de levenden worden geheven, alleen omdat die over-
gangen geheel of gedeeltelijk om niet plaatsvinden. 

3. De bestaande belastingen waarop het Verdrag van toepassing is, zijn: 
 a) voor Nederland: 
  het recht van successie, het recht van overgang en het recht van schenking 
  (hierna te noemen Nederlandse belasting); 
 b) voor Oostenrijk: 
  die Erbschafts- und Schenkungssteuer (successie- en schenkingsbelasting) 
  (hierna te noemen Oostenrijkse belasting). 

4. Het Verdrag is ook van toepassing op alle gelijke of in wezen gelijksoortige belastingen die na de 
datum van ondertekening van het Verdrag naast of in de plaats van de bestaande belastingen worden 
geheven. De bevoegde autoriteiten van de Verdragsluitende Staten delen elkaar alle wezenlijke wijzigin-
gen mede, die in hun onderscheiden belastingwetgevingen zijn aangebracht. 

HOOFDSTUK II 
Begripsbepalingen 

Artikel 3 
Algemene begripsbepalingen 

1. Voor de toepassing van dit Verdrag, tenzij de context anders vereist: 
 a) betekent de uitdrukking „Verdragsluitende Staat“ Nederland of Oostenrijk, al naar de context 

vereist; betekent de uitdrukking „Verdragsluitende Staten“ Nederland en Oostenrijk; 
 b) betekent de uitdrukking „Nederland“ het deel van het Koninkrijk der Nederlanden, dat in Europa 

is gelegen; 
 c) betekent de uitdrukking „Oostenrijk“ de Republiek Oostenrijk; 
 d) omvat de uitdrukking „persoon“ een natuurlijke persoon, een lichaam en elke andere vereniging 

van personen; 
 e) omvat de uitdrukking „vermogensbestanddelen die deel uitmaken van de nalatenschap van, of 

van een schenking gedaan door, een persoon die inwoner was van een Verdragsluitende Staat“ al-
le vermogens-bestanddelen waarvan de overdracht of overgang, ingevolge de wetgeving van een 
Verdragsluitende Staat, is onderworpen aan een belasting waarop het Verdrag van toepassing is; 

 f) betekent de uitdrukking „onderdaan“ 
 i) iedere natuurlijke persoon die de nationaliteit van een Verdragsluitende Staat bezit; 
 ii) iedere rechtspersoon, vennootschap en andere vereniging die zijn of haar rechtspositie als 

zodanig ontleent aan de wetgeving die in een Verdragsluitende Staat van kracht is; 
 g) betekent de uitdrukking „bevoegde autoriteit“ 
 i) in Nederland: de Minister van Financiën of zijn bevoegde vertegenwoordiger; 
 ii) in Oostenrijk: de Bondsminister van Financiën of zijn bevoegde vertegenwoordiger. 

2. Voor de toepassing van het Verdrag door een Verdragsluitende Staat heeft, tenzij de context an-
ders vereist, elke daarin niet omschreven uitdrukking de betekenis welke die uitdrukking heeft volgens 
het recht van die Staat met betrekking tot de belastingen waarop het Verdrag van toepassing is. 
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Artikel 4 
Fiscale woonplaats 

1. Voor de toepassing van dit Verdrag betekent de uitdrukking „inwoner van een Verdragsluitende 
Staat“ iedere persoon wiens nalatenschap of wiens schenking, ingevolge de wetgeving van die Staat, 
aldaar aan belasting is onderworpen op grond van zijn woonplaats, verblijf, plaats van leiding of enige 
andere soortgelijke omstandigheid. Deze uitdrukking omvat echter niet personen wier nalatenschap of 
wier schenking in die Staat slechts aan belasting is onderworpen ter zake van in die Staat gelegen vermo-
gensbestanddelen. 

2. Indien een natuurlijke persoon ingevolge de bepalingen van het eerste lid inwoner van beide 
Verdragsluitende Staten was, wordt zijn positie als volgt bepaald: 
 a) hij wordt geacht inwoner te zijn geweest van de Staat waar hij een duurzaam tehuis tot zijn be-

schikking had; indien hij in beide Verdragsluitende Staten een duurzaam tehuis tot zijn beschik-
king had, wordt hij geacht inwoner te zijn geweest van de Staat waarmede zijn persoonlijke en 
economische betrekkingen het nauwst waren (middelpunt van de levensbelangen); 

 b) indien niet kan worden bepaald in welke Staat hij het middelpunt van zijn levensbelangen had, of 
indien hij in geen van beide Staten een duurzaam tehuis tot zijn beschikking had, wordt hij 
geacht inwoner te zijn geweest van de Staat waar hij gewoonlijk verbleef; 

 c) indien hij in beide Staten of in geen van beide gewoonlijk verbleef, wordt hij geacht inwoner te 
zijn geweest van de Staat waarvan hij onderdaan was; 

 d) indien hij onderdaan was van beide Staten of van geen van beide, regelen de bevoegde autoritei-
ten van de Verdragsluitende Staten de aangelegenheid in onderlinge overeenstemming. 

3. Indien een natuurlijke persoon ingevolge de bepalingen van het eerste lid van dit artikel op het 
tijdstip waarop zijn woonplaats moet worden vastgesteld inwoner van beide Verdragsluitende Staten was, 
en 
 a) op dat tijdstip onderdaan was van een Verdragsluitende Staat zonder onderdaan te zijn van de 

andere Verdragsluitende Staat, en 
 b) inwoner van die andere Staat was maar aldaar gedurende de tien jaren onmiddellijk voorafgaand 

aan dat tijdstip minder dan zeven jaren inwoner is geweest, en 
 c) niet de bedoeling had voor onbepaalde tijd in die andere Staat te blijven, 

wordt hij, niettegenstaande de bepalingen van het tweede lid van dit artikel, geacht op dat tijdstip 
inwoner te zijn geweest van de Staat waarvan hij onderdaan was. 

4. Indien een andere dan een natuurlijke persoon ingevolge de bepalingen van het eerste lid inwoner 
van beide Verdragsluitende Staten was, wordt hij geacht inwoner te zijn geweest van de Staat waar de 
plaats van zijn werkelijke leiding was gelegen. 

HOOFDSTUK III 
Regels voor de belastingheffing 

Artikel 5 
Onroerende vermogensbestanddelen 

1. Onroerende vermogensbestanddelen die deel uitmaken van de nalatenschap van, of van een 
schenking gedaan door, een persoon die inwoner was van een Verdragsluitende Staat, en die in de andere 
Verdragsluitende Staat zijn gelegen, mogen in die andere Staat worden belast. 

2. De uitdrukking „onroerende vermogensbestanddelen“ heeft de betekenis welke die uitdrukking 
heeft volgens het recht van de Verdragsluitende Staat waar de desbetreffende vermogensbestanddelen zijn 
gelegen. De uitdrukking omvat in ieder geval de vermogensbestanddelen die bij de onroerende vermo-
gens-bestanddelen behoren, levende en dode have van landbouw- en bosbedrijven, rechten waarop de 
bepalingen van het privaatrecht betreffende de grondeigendom van toepassing zijn, vruchtgebruik van 
onroerende vermogensbestanddelen en rechten op veranderlijke of vaste vergoedingen ter zake van de 
exploitatie, of concessie tot exploitatie, van minerale aardlagen, bronnen en andere natuurlijke rijkdom-
men; schepen en luchtvaartuigen worden niet als onroerende vermogensbestanddelen beschouwd. 

3. De bepalingen van het eerste lid zijn ook van toepassing op onroerende vermogensbestanddelen 
van een onderneming en op onroerende vermogensbestanddelen gebezigd voor het verrichten van 
zelfstandige arbeid. 

A
ny questions? P

lease contact Law
 O

ffices D
r. F. S

chw
ank, Tel: +43-1-533 5704



216 BGBl. III – Ausgegeben am 18. Februar 2003 – Nr. 13 

 

Artikel 6 
Bedrijfsvermogen van een vaste inrichting en bezittingen behorend tot een vast middel-

punt en gebezigd voor het verrichten van zelfstandige arbeid 
1. Bezittingen, met uitzondering van de bezittingen, bedoeld in artikel 5, die deel uitmaken van de 

nalatenschap van, of van een schenking gedaan door, een persoon die inwoner was van een Verdragslui-
tende Staat, en die behoren tot een in de andere Verdragsluitende Staat gevestigde vaste inrichting, mogen 
in die andere Staat worden belast. 

2. Voor de toepassing van dit Verdrag betekent de uitdrukking „vaste inrichting“ een vaste bedrijf-
sinrichting door middel waarvan de werkzaamheden van een onderneming geheel of gedeeltelijk worden 
uitgeoefend. 

3. De uitdrukking „vaste inrichting“ omvat in het bijzonder: 
 a) een plaats waar leiding wordt gegeven; 
 b) een filiaal; 
 c) een kantoor; 
 d) een fabriek; 
 e) een werkplaats, en 
 f) een mijn, een olie- of gasbron, een steengroeve of een andere plaats waar natuurlijke rijkdommen 

worden gewonnen. 
4. De plaats van uitvoering van een bouwwerk of van constructie- of montagewerkzaamheden vormt 

alleen een vaste inrichting indien de duur ervan twaalf maanden overschrijdt. 
5. Niettegenstaande de voorgaande bepalingen van dit artikel wordt een vaste inrichting niet aanwe-

zig geacht, indien: 
 a) gebruik wordt gemaakt van inrichtingen, uitsluitend voor de opslag, uitstalling of aflevering van 

aan de onderneming toebehorende goederen of koopwaar; 
 b) een voorraad van aan de onderneming toebehorende goederen of koopwaar wordt aangehouden, 

uitsluitend voor de opslag, uitstalling of aflevering; 
 c) een voorraad van aan de onderneming toebehorende goederen of koopwaar wordt aangehouden, 

uitsluitend voor de bewerking of verwerking door een andere onderneming; 
 d) een vaste bedrijfsinrichting wordt aangehouden, uitsluitend om voor de onderneming goederen of 

koopwaar aan te kopen of inlichtingen in te winnen; 
 e) een vaste bedrijfsinrichting wordt aangehouden, uitsluitend om voor de onderneming enige ande-

re werkzaamheid uit te oefenen die van voorbereidende aard is of het karakter van hulpwerk-
zaamheden heeft; 

 f) een vaste bedrijfsinrichting wordt aangehouden, uitsluitend voor een combinatie van de in de 
onderdelen a) tot en met e) genoemde werkzaamheden, mits het totaal van de werkzaamheden 
van de vaste bedrijfsinrichting dat uit deze combinatie voortvloeit van voorbereidende aard is of 
het karakter van hulpwerkzaamheden heeft. 

6. Bezittingen, met uitzondering van de bezittingen, bedoeld in artikel 5, die deel uitmaken van de 
nalatenschap van, of van een schenking gedaan door, een persoon die inwoner was van een Verdragslui-
tende Staat, die behoren tot een in de andere Verdragsluitende Staat gevestigd vast middelpunt en die 
worden gebezigd voor het verrichten van zelfstandige arbeid, mogen in die andere Staat worden belast. 

Artikel 7 
Overige vermogensbestanddelen 

Onverminderd de bepalingen van artikel 8, zijn vermogensbestanddelen, waar ook gelegen, die deel 
uitmaken van de nalatenschap van, of van een schenking gedaan door, een persoon die inwoner was van 
een Verdragsluitende Staat, en die niet werden behandeld in de artikelen 5 en 6, slechts belastbaar in die 
Staat. 

Artikel 8 
Subsidiaire heffingsrechten 

1. Indien de overledene of de schenker ten tijde van zijn overlijden, respectievelijk ten tijde van de 
schenking inwoner was van een Verdragsluitende Staat en op dat tijdstip onderdaan was van de andere 
Verdragsluitende Staat en op enig tijdstip gedurende de tien jaren onmiddellijk voorafgaand aan het over-

A
ny questions? P

lease contact Law
 O

ffices D
r. F. S

chw
ank, Tel: +43-1-533 5704



 BGBl. III – Ausgegeben am 18. Februar 2003 – Nr. 13 217 

  

lijden of de schenking inwoner was geweest van die andere Staat, mag die andere Staat de vermogens-
bestanddelen, bedoeld in artikel 7, ook belasten, overeenkomstig zijn nationale wetgeving. 

2. Indien de schenker ten tijde van de schenking inwoner was van een Verdragsluitende Staat en op 
enig tijdstip gedurende het jaar onmiddellijk voorafgaand aan de schenking inwoner was geweest van de 
andere Verdragsluitende Staat, mag die andere Staat de vermogensbestanddelen, bedoeld in artikel 7, 
onverminderd de bepalingen van het eerste lid, ook belasten, overeenkomstig zijn nationale wetgeving. 

Artikel 9 
Aftrek van schulden 

1. Schulden waarvoor vermogensbestanddelen als bedoeld in artikel 5 uitdrukkelijk zijn verbonden, 
worden op de waarde van die vermogensbestanddelen in mindering gebracht. Schulden waarvoor vermo-
gensbestanddelen als bedoeld in artikel 5 niet uitdrukkelijk zijn verbonden, doch die verband houden met 
de verkrijging, de omzetting, het herstel of het onderhoud van zulke vermogensbestanddelen, worden op 
de waarde van die vermogensbestanddelen in mindering gebracht. 

2. Onder voorbehoud van de bepalingen van het eerste lid worden schulden die betrekking hebben 
op een vaste inrichting als bedoeld in artikel 6, eerste lid, of op een vast middelpunt als bedoeld in artikel 
6, zesde lid, in mindering gebracht op de waarde van de vaste inrichting, respectievelijk het vaste middel-
punt. 

3. Andere schulden worden in mindering gebracht op de waarde van de vermogensbestanddelen 
waarop de bepalingen van artikel 7, respectievelijk artikel 8 van toepassing zijn. 

4. Indien een schuld de waarde van de vermogensbestanddelen waarvan zij overeenkomstig de bepa-
lingen van het eerste en het tweede lid in een Verdragsluitende Staat aftrekbaar is, overschrijdt, wordt het 
overschot in mindering gebracht op de waarde van de andere in die Staat belastbare vermogensbestandde-
len. 

5. Indien, na toepassing van de verminderingen, bedoeld in het derde en het vierde lid, nog een 
bedrag in een Verdragsluitende Staat overblijft, wordt dit overschot in mindering gebracht op de waarde 
van de vermogensbestanddelen die in de andere Verdragsluitende Staat aan belasting zijn onderworpen. 

6. Ingeval de bepalingen van het eerste tot en met het vijfde lid een Verdragsluitende Staat zouden 
verplichten schulden in mindering te brengen tot een groter bedrag dan het bedrag waarin zijn wetgeving 
voorziet, zijn die bepalingen alleen van toepassing voor zover de andere Verdragsluitende Staat krachtens 
zijn eigen wetgeving niet verplicht is dezelfde schulden in mindering te brengen. 

Artikel 10 
Vrijstellingen en verminderingen 

1. De vrijstellingen en verminderingen van belasting waarin de wetgeving van een Verdragsluitende 
Staat voor belastbare gebeurtenissen waarop dit Verdrag van toepassing is, voorziet ten gunste van die 
Staat of van de staatkundige onderdelen of de plaatselijke publiekrechtelijke lichamen daarvan, zijn van 
toepassing op de andere Verdragsluitende Staat en de staatkundige onderdelen en de plaatselijke 
publiekrechtelijke lichamen van die andere Staat. 

2. De vrijstellingen en verminderingen van belasting waarin de wetgeving van een Verdragsluitende 
Staat voor belastbare gebeurtenissen waarop dit Verdrag van toepassing is, voorziet ten gunste van instel-
lingen van die Verdragsluitende Staat waarvan de activiteiten enkel worden uitgeoefend voor doeleinden 
van kerkelijke, levensbeschouwelijke, charitatieve, culturele of wetenschappelijke aard of voor algemeen 
nut beogende doeleinden, zijn ook van toepassing op dergelijke instellingen van de andere Verdragslui-
tende Staat. 

HOOFDSTUK IV 
Vermijding van dubbele belasting 

Artikel 11 
Vermijding van dubbele belasting 

1. Indien de overledene of de schenker ten tijde van het overlijden, respectievelijk ten tijde van de 
schenking inwoner van Nederland was, verleent Nederland voor vermogensbestanddelen die overeen-
komstig de bepalingen van de artikelen 5 en 6 in Oostenrijk mogen worden belast, een vermindering van 

A
ny questions? P

lease contact Law
 O

ffices D
r. F. S

chw
ank, Tel: +43-1-533 5704



218 BGBl. III – Ausgegeben am 18. Februar 2003 – Nr. 13 

 

de overeenkomstig zijn nationale wetgeving berekende belasting, met inachtneming van de bepalingen 
van artikel 9, eerste, tweede en vierde lid. 

2. Indien Nederland belasting heft overeenkomstig de bepalingen van artikel 8, verleent het voor 
vermogensbestanddelen die overeenkomstig de bepalingen van artikel 7 in Oostenrijk mogen worden 
belast, een vermindering van die belasting, met inachtneming van de bepalingen van artikel 9, derde lid. 

3. Het bedrag van de in het eerste en het tweede lid bedoelde vermindering is het laagste van de vol-
gende bedragen: 
 a) het bedrag van de belasting die in Oostenrijk wordt geheven overeenkomstig de bepalingen van 

het eerste, respectievelijk het tweede lid; 
 b) het bedrag van de Nederlandse belasting dat tot het bedrag van de overeenkomstig de Nederland-

se nationale wetgeving berekende belasting in dezelfde verhouding staat als de waarde van de 
desbetreffende vermogensbestanddelen bepaald overeenkomstig de bepalingen van het eerste, 
respectievelijk het tweede lid staat tot de waarde van de totale vermogensbestanddelen. 

4. Voor de toepassing van de bepalingen van het eerste en het tweede lid houdt Nederland rekening 
met alle belastingen die in Oostenrijk zijn geheven overeenkomstig het Verdrag ter zake van een schen-
king die door de overledene is gedaan binnen 180 dagen voorafgaande aan zijn overlijden, en die betrek-
king heeft op een vermogensbestanddeel dat deel uitmaakt van de in Nederland belastbare nalatenschap, 
voor zover met deze belastingen geen rekening is gehouden ten tijde van de schenking. 

5. Voor de toepassing van dit artikel wordt belasting geheven in Oostenrijk, indien deze ingevolge de 
wetgeving van Oostenrijk is verschuldigd en volgens de voorschriften wordt betaald. 

6. De door Nederland te verlenen vermindering wordt afzonderlijk voor elke erfgenaam, legataris, 
respectievelijk begiftigde berekend. 

7. Indien de overledene ten tijde van zijn overlijden of de schenker ten tijde van de schenking inwo-
ner van Oostenrijk was, stelt Oostenrijk vrij van belasting de vermogensbestanddelen die naar aanleiding 
van dezelfde gebeurtenis en overeenkomstig de bepalingen van dit Verdrag in Nederland mogen worden 
belast. 

8. Oostenrijk stelt ook vrij van belasting de vermogensbestanddelen die ter zake van een eerdere 
schenking en overeenkomstig de bepalingen van het Verdrag in Nederland mochten worden belast. 
Oostenrijk stelt echter geen vermogensbestanddelen vrij van belasting, die in Oostenrijk mochten worden 
belast overeenkomstig de bepalingen van de artikelen 5 of 6 van het Verdrag. 

9. In elk geval mag Oostenrijk rekening houden met de vrijgestelde vermogensbestanddelen bij de 
berekening van het bedrag van de belasting over de overige vermogensbestanddelen. 

10. Verzoeken om vermindering, gegrond op de bepalingen van dit artikel, moeten worden inge-
diend binnen zeven jaren te rekenen van de gebeurtenis op grond waarvan de belasting waarvoor een 
vermindering wordt verzocht, is geheven. 

HOOFDSTUK V 
Bijzondere bepalingen 

Artikel 12 
Non-discriminatie 

1. Onderdanen van een Verdragsluitende Staat alsmede nalatenschappen van, schenkingen gedaan 
door, en nalatenschappen of schenkingen verkregen door, zulke onderdanen worden in de andere 
Verdragsluitende Staat niet aan enige belastingheffing of daarmede verband houdende verplichting on-
derworpen, die anders of zwaarder is dan de belastingheffing en daarmede verband houdende verplichtin-
gen waaraan onderdanen van die andere Staat, nalatenschappen van, schenkingen gedaan door, of nala-
tenschappen of schenkingen verkregen door, die onderdanen, onder dezelfde omstandigheden zijn of 
kunnen worden onderworpen. Deze bepaling is, niettegenstaande de bepalingen van artikel 1, ook van 
toepassing op personen die geen inwoner zijn van een of van beide Verdragsluitende Staten, alsmede op 
nalatenschappen van, schenkingen gedaan door, en nalatenschappen of schenkingen verkregen door, 
zulke personen. 

2. De belastingheffing van een vaste inrichting die een onderneming van een Verdragsluitende Staat 
in de andere Verdragsluitende Staat heeft, is in die andere Staat niet ongunstiger dan de belastingheffing 
van ondernemingen van die andere Staat die dezelfde werkzaamheden uitoefenen. Deze bepaling mag 
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niet aldus worden uitgelegd, dat zij een Verdragsluitende Staat verplicht aan inwoners van de andere 
Verdragsluitende Staat bij de belastingheffing de persoonlijke aftrekken, tegemoetkomingen en verminde-
ringen uit hoofde van de samenstelling van het gezin of gezinslasten te verlenen, die deze aan zijn eigen 
inwoners verleent. 

3. Ondernemingen van een Verdragsluitende Staat, waarvan het kapitaal geheel of gedeeltelijk, on-
middellijk of middellijk, in het bezit is van of wordt beheerst door een of meer inwoners van de andere 
Verdragsluitende Staat, worden in de eerstbedoelde Staat niet aan enige belastingheffing of daarmede 
verband houdende verplichting onderworpen, die anders of zwaarder is dan de belastingheffing en daar-
mede verband houdende verplichtingen waaraan andere soortgelijke ondernemingen van de eerstbedoelde 
Staat zijn of kunnen worden onderworpen. 

Artikel 13 
Regeling voor onderling overleg 

1. Indien een persoon van oordeel is dat de maatregelen van een of van beide Verdragsluitende Sta-
ten voor hem leiden of zullen leiden tot een belastingheffing die niet in overeenstemming is met de bepa-
lingen van dit Verdrag, kan hij, ongeacht de rechtsmiddelen waarin de nationale wetgeving van die Staten 
voorziet, zijn geval voorleggen aan de bevoegde autoriteit van de Verdragsluitende Staat waarvan hij 
inwoner is, of, indien zijn geval valt onder artikel 12, eerste lid, aan de bevoegde autoriteit van de 
Verdragsluitende Staat waarvan hij onderdaan is. 
Het geval moet worden voorgelegd binnen drie jaren nadat de maatregel die leidt tot een belastingheffing 
die niet in overeenstemming is met de bepalingen van het Verdrag, voor het eerst te zijner kennis is ge-
bracht. 

2. De bevoegde autoriteit tracht, indien het bezwaar haar gegrond voorkomt en indien zij niet zelf in 
staat is tot een bevredigende oplossing te komen, de aangelegenheid in onderlinge overeenstemming met 
de bevoegde autoriteit van de andere Verdragsluitende Staat te regelen teneinde een belastingheffing die 
niet in overeenstemming is met het Verdrag, te vermijden. De overeengekomen regeling wordt uitgevoerd 
niettegenstaande de verjaringstermijnen in het nationale recht van de Verdragsluitende Staten. 

3. De bevoegde autoriteiten van de Verdragsluitende Staten trachten moeilijkheden of twijfelpunten 
die mochten rijzen met betrekking tot de uitlegging of de toepassing van het Verdrag in onderlinge ove-
reenstemming op te lossen. Zij kunnen ook met elkaar overleg plegen teneinde dubbele belasting onge-
daan te maken in gevallen waarvoor in het Verdrag geen voorziening is getroffen. 

4. De bevoegde autoriteiten van de Verdragsluitende Staten kunnen zich rechtstreeks met elkaar in 
verbinding stellen teneinde een overeenstemming als bedoeld in de voorgaande leden te bereiken. 

Artikel 14 
Uitwisseling van inlichtingen 

1. De bevoegde autoriteiten van de Verdragsluitende Staten wisselen de inlichtingen uit, die nodig 
zijn om uitvoering te geven aan de bepalingen van dit Verdrag of die van de nationale wetgeving van de 
Verdragsluitende Staten met betrekking tot de belastingen waarop het Verdrag van toepassing is, voor 
zover de heffing van die belastingen in overeenstemming is met het Verdrag. De uitwisseling van inlich-
tingen wordt niet beperkt door artikel 1. Alle door een Verdragsluitende Staat ontvangen inlichtingen 
worden op dezelfde wijze geheim gehouden als inlichtingen die volgens de nationale wetgeving van die 
Staat zijn verkregen, en worden alleen ter kennis gebracht van personen of autoriteiten (daaronder begre-
pen rechterlijke instanties en administratiefrechtelijke lichamen) die betrokken zijn bij de vaststelling of 
invordering van, de tenuitvoerlegging of vervolging ter zake van, of de beslissing in beroepszaken 
betrekking hebbende op de belastingen waarop het Verdrag van toepassing is. Deze personen of autoritei-
ten mogen van de inlichtingen alleen voor deze doeleinden gebruik maken. Zij mogen de inlichtingen 
bekendmaken in openbare rechtszittingen of in rechterlijke beslissingen. 

2. In geen geval worden de bepalingen van het eerste lid aldus uitgelegd dat zij een Verdragsluitende 
Staat de verplichting opleggen: 
 a) administratieve maatregelen te nemen, die in strijd zijn met de wetgeving of de administratieve 

praktijk van die of van de andere Verdragsluitende Staat; 
 b) inlichtingen te verstrekken, die niet verkrijgbaar zijn volgens de wetgeving of in de normale gang 

van zaken in de administratie van die of van de andere Verdragsluitende Staat; 
 c) inlichtingen te verstrekken, die een handels-, bedrijfs-, nijverheids-, of beroepsgeheim of een 

fabrieks- of handelswerkwijze zouden onthullen, dan wel inlichtingen waarvan het verstrekken in 
strijd zou zijn met de openbare orde. 
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Artikel 15 
Bijstand bij invordering 

1. De Verdragsluitende Staten komen overeen elkaar hulp en bijstand te verlenen, in overeenstem-
ming met hun onderscheiden wetgeving of admini-stratieve praktijk, bij de invordering van de belastin-
gen waarop dit Verdrag van toepassing is, en de op genoemde belastingen betrekking hebbende verhogin-
gen, boetes, betalingen wegens termijnoverschrijdingen, interest en kosten. 

2. Op verzoek van de verzoekende Staat vordert de aangezochte Staat belastingvorderingen van de 
eerstgenoemde Staat in overeenkomstig het recht en de administratieve praktijk met betrekking tot de 
invordering van zijn eigen belastingvorderingen. Deze vorderingen genieten echter geen voorrang in de 
aangezochte Staat, en kunnen niet worden ingevorderd door middel van het in hechtenis nemen wegens 
schuld van de schuldenaar. De aangezochte Staat is niet verplicht invorderingsmaatregelen te nemen 
waarin de wetgeving van de verzoekende Staat niet voorziet. 

3. De bepalingen van het tweede lid zijn slechts van toepassing op belastingvorderingen die onder-
werp zijn van een executoriale titel in de verzoekende Staat en die niet kunnen worden bestreden. 

4. De verplichting om bijstand te verlenen bij het invorderen van belastingvorderingen betreffende 
een overledene of zijn nalatenschap is beperkt tot de waarde van de nalatenschap of van het deel van de 
vermogensbestanddelen verkregen door iedere begunstigde van de nalatenschap, afhankelijk van de vraag 
of de belastingvordering dient te worden ingevorderd uit de nalatenschap of bij de begunstigden daarvan. 

5. De aangezochte Staat is niet verplicht het verzoek in te willigen: 
 a) indien de verzoekende Staat niet alle op zijn eigen grondgebied beschikbare middelen heeft aan-

gewend, tenzij aanwending van die middelen zou leiden tot onevenredige moeilijkheden; 
 b) indien en voor zover hij de belastingvordering in strijd acht met dit Verdrag of met enig ander 

verdrag waarbij beide Verdragsluitende Staten partij zijn. 
6. Het verzoek om administratieve bijstand bij invordering van een belastingvordering gaat verge-

zeld van: 
 a) een verklaring dat de belastingvordering een belasting betreft waarop het Verdrag van toepassing 

is, en niet wordt bestreden; 
 b) een officieel afschrift van de executoriale titel in de verzoekende Staat; 
 c) ieder ander document dat vereist is voor invordering; 
 d) indien van toepassing, een gewaarmerkt afschrift van een op de belastingvordering betrekking 

hebbende beslissing genomen door een administratiefrechtelijk lichaam of een openbare rechter-
lijke instantie. 

7. Op verzoek van de verzoekende Staat neemt de aangezochte Staat met het oog op de invordering 
van een belastingbedrag conservatoire maatregelen, zelfs indien de vordering wordt bestreden of nog niet 
invorderbaar is, voor zover dit is toegestaan volgens de wetgeving en de administratieve praktijk van de 
aangezochte Staat. 

8. De executoriale titel in de verzoekende Staat wordt, indien passend en in overeenstemming met de 
in de aangezochte Staat van kracht zijnde bepalingen, zo spoedig mogelijk na de datum van ontvangst van 
het verzoek om bijstand aanvaard, erkend of aangevuld, dan wel vervangen door een executoriale titel in 
de aangezochte Staat. 

9. Vragen betreffende het tijdvak waarbuiten niet langer kan worden ingevorderd, worden beheerst 
door de wetgeving van de verzoekende Staat. Het verzoek om bijstand bij invordering geeft bijzonderhe-
den aangaande dat tijdvak. 

10. Invorderingsdaden verricht door de aangezochte Staat ingevolge een verzoek om bijstand die o-
vereenkomstig de wetgeving van die Staat een schorsing of onderbreking van het in het negende lid be-
doelde tijdvak tot gevolg zouden hebben, worden geacht hetzelfde gevolg te hebben voor de toepassing 
van de wetgeving van de verzoekende Staat. De aangezochte Staat doet de verzoekende Staat mededeling 
van zodanige daden. 

11. De aangezochte Staat kan uitstel van betaling of betaling in termijnen toestaan indien zijn wetge-
ving of zijn administratieve praktijk dit toestaat in soortgelijke omstandigheden; de aangezochte Staat 
doet de verzoekende Staat over de genomen maatregelen mededeling. 

12. De bevoegde autoriteiten van de Verdragsluitende Staten stellen in onderlinge overeenstemming 
regels vast betreffende het minimumbedrag van belastingvorderingen waarop een verzoek om bijstand 
betrekking kan hebben. 

A
ny questions? P

lease contact Law
 O

ffices D
r. F. S

chw
ank, Tel: +43-1-533 5704



 BGBl. III – Ausgegeben am 18. Februar 2003 – Nr. 13 221 

  

13. De Verdragsluitende Staten zien wederzijds af van de terugbetaling van kosten die voortvloeien 
uit de onderscheiden hulp en bijstand die zij elkaar verlenen bij de toepassing van dit Verdrag. De ver-
zoekende Staat zal in ieder geval verantwoordelijk blijven jegens de aangezochte Staat voor de geldelijke 
gevolgen van de invorderingsdaden die onterecht zijn gebleken ten aanzien van de realiteit van de betrok-
ken belastingvordering of van de rechtsgeldigheid van de executoriale titel in de verzoekende Staat. 

14. Met betrekking tot de voorgaande bepalingen van dit artikel kunnen de bevoegde autoriteiten van 
de Staten in onderlinge overeenstemming de wijze regelen waarop bijstand wordt verleend, en alle daar-
mede verband houdende aangelegenheden. 

Artikel 16 
Diplomatieke en consulaire ambtenaren 

1. De bepalingen van dit Verdrag tasten in geen enkel opzicht de fiscale voorrechten aan die diplo-
matieke of consulaire ambtenaren ontlenen aan de algemene regels van het volkenrecht of aan de bepalin-
gen van bijzondere overeenkomsten. 

2. Niettegenstaande de bepalingen van artikel 4 wordt iedere natuurlijke persoon die lid is van een 
diplomatieke of consulaire vertegenwoordiging van een Verdragsluitende Staat in de andere Verdragslui-
tende Staat of in een derde Staat en die onderdaan is van de zendstaat, voor de toepassing van het Verdrag 
geacht inwoner van de zendstaat te zijn, indien zijn totale nalatenschap of schenking in de zendstaat op 
dezelfde wijze aan belasting is onderworpen als nalatenschappen of schenkingen van inwoners van die 
Staat. 

3. Het Verdrag is niet van toepassing: 
 a) op schenkingen gedaan door internationale organisaties, organen of functionarissen daarvan, of 

door personen die lid zijn van een diplomatieke of consulaire vertegenwoordiging van een derde 
Staat, en evenmin 

 b) op nalatenschappen van deze functionarissen of personen, 
indien deze organisaties, organen, functionarissen of personen zich op het grondgebied van een Verdrags-
luitende Staat bevinden en in geen van beide Staten geacht worden inwoner te zijn voor de toepassing van 
belastingen van nalatenschappen, verkrijgingen krachtens erfrecht of schenkingen. 

Artikel 17 
Uitbreiding tot andere gebieden 

1. Dit Verdrag kan, hetzij in zijn geheel, hetzij met de noodzakelijke wijzigingen, worden uitgebreid 
tot elk van de landen of beide landen van de Nederlandse Antillen of Aruba, indien het desbetreffende 
land belastingen heft, die in wezen gelijksoortig zijn aan de belastingen waarop het Verdrag van toepas-
sing is. Zulk een uitbreiding wordt van kracht met ingang van een datum en met inachtneming van de 
wijzigingen en voorwaarden, daaronder begrepen voorwaarden ten aanzien van de beëindiging, nader vast 
te stellen en overeen te komen bij diplomatieke notawisseling. 

2. Tenzij anders is overeengekomen, brengt de beëindiging van het Verdrag niet met zich mede dat 
tevens de uitbreiding van het Verdrag tot enig land waartoe het ingevolge dit artikel Is uitgebreid, wordt 
beëindigd. 

HOOFDSTUK VI 
Slotbepalingen 

Artikel 18 
Inwerkingtreding 

Dit Verdrag treedt in werking op de eerste dag van de eerste maand na de laatste der beide data waa-
rop de onderscheiden Regeringen elkaar schriftelijk hebben medegedeeld, dat de in hun onderscheiden 
Staten grondwettelijk vereiste formaliteiten zijn vervuld, en de bepalingen ervan vinden toepassing op 
nalatenschappen van personen overleden op of na die dag en op gebeurtenissen andere dan overlijden, die 
plaatsvinden op of na die dag en die leiden tot belastingplicht ingevolge de wetgeving van een van beide 
Staten. 
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Artikel 19 
Beëindiging 

Dit Verdrag blijft van kracht totdat het door een van de Verdragsluitende Staten wordt beëindigd. 
Elk van de Verdragsluitende Staten kan het Verdrag langs diplomatieke weg beëindigen door ten minste 
zes maanden vóór het einde van enig kalenderjaar na het verstrijken van een tijdvak van vijf jaar na de 
datum van inwerkingtreding van het Verdrag kennis te geven van beëindiging. In dat geval houdt het 
Verdrag op van toepassing te zijn aan het begin van het kalenderjaar volgend op dat waarin kennisgeving 
van de beëindiging is gedaan, maar blijft het van toepassing op nalatenschappen van personen overleden 
vóór dat tijdstip en op gebeurtenissen andere dan overlijden, die plaatsvinden vóór dat tijdstip en die 
leiden tot belastingplicht ingevolge de wetgeving van een van beide Staten. 

TEN BLIJKE WAARVAN de ondergetekenden, daartoe gemachtigd, dit Verdrag hebben onderte-
kend. 

GEDAAN te’s-Gravenhage, de 26e november 2001 in tweevoud in de Duitse en de Nederlandse 
taal, zijnde beide teksten gelijkelijk authentiek. 

Voor de Republiek Oostenrijk: 
Dr. Benita Ferrero-Waldner 

Voor het Koninkrijk der Nederlanden: 
Jozias van Aartsen 

Die Mitteilungen gemäß Art. 18 des Abkommens wurden am 6. August bzw. 27. Dezember 2002 
abgegeben; das Abkommen ist gemäß seinem Art. 18 mit 1. Jänner 2003 in Kraft getreten. 

Schüssel  

 

Herausgeber: Bundeskanzleramt; Druck und Vertrieb: WIENER  ZEITUNG DIGITALE  PUBLIKATIONEN  GMBH 
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BUNDESGESETZBLATT 
FÜR DIE REPUBLIK ÖSTERREICH 

Jahrgang 2003 Ausgegeben am 18. Februar 2003 Teil III 

14. Protokoll zur neuerlichen Abänderung des zwischen der Republik Österreich und dem König-
reich der Niederlande am 1. September 1970 in Wien unterzeichneten Abkom-
mens zur Vermeidung der Doppelbesteuerung auf dem Gebiete der Steuern vom 
Einkommen und vom Vermögen samt Schlussprotokoll in der Fassung des am 
18. Dezember 1989 in Den Haag unterzeichneten Protokolls 
(NR: GP XXI RV 965 VV S. 101. BR: AB 6644 S. 687.) 

 

14. 
Der Nationalrat hat beschlossen: 
Der Abschluss des nachstehenden Staatsvertrages samt Protokoll wird genehmigt. 

PROTOKOLL 
zur neuerlichen Abänderung des zwischen der Republik Österreich und dem Königreich 

der Niederlande am 1. September 1970 in Wien unterzeichneten Abkommens zur Vermei-
dung der Doppelbesteuerung auf dem Gebiete der Steuern vom Einkommen und vom 

Vermögen samt Schlussprotokoll in der Fassung des am 18. Dezember 1989 in Den Haag 
unterzeichneten Protokolls 

Die Republik Österreich und das Königreich der Niederlande, 
von dem Wunsche geleitet, das zwischen der Republik Österreich und dem Königreich der Nieder-

lande am 1. September 1970 in Wien unterzeichnete Abkommen zur Vermeidung der Doppelbesteuerung 
auf dem Gebiete der Steuern vom Einkommen und vom Vermögen samt Schlussprotokoll, in der Fassung 
des am 18. Dezember 1989 in Den Haag unterzeichneten Protokolls (im Folgenden als „Abkommen“ 
bezeichnet), neuerlich abzuändern, 

haben Folgendes vereinbart: 
Artikel I 

Im Abkommen werden folgende Änderungen vorgenommen: 
A. Artikel 18 wird gestrichen und durch folgende Bestimmung ersetzt: 

„Artikel 18 
Künstler und Sportler 

(1) Ungeachtet der Artikel 7, 15 und 16 dürfen Einkünfte, die eine in einem der beiden Staaten an-
sässige Person als Künstler, wie Bühnen-, Film-, Rundfunk- und Fernsehkünstler sowie Musiker, oder als 
Sportler aus ihrer im anderen Staat persönlich ausgeübten Tätigkeit bezieht, im anderen Staat besteuert 
werden. 

(2) Fließen Einkünfte aus einer von einem Künstler oder Sportler in dieser Eigenschaft persönlich 
ausgeübten Tätigkeit nicht dem Künstler oder Sportler selbst, sondern einer anderen Person zu, so dürfen 
diese Einkünfte ungeachtet der Artikel 7, 15 und 16 in dem Staat besteuert werden, in dem der Künstler 
oder Sportler seine Tätigkeit ausübt. 

(3) Ungeachtet der Absätze 1 und 2 dieses Artikels werden Einkünfte, die aus einer in Absatz 1 an-
geführten Tätigkeit auf Grund eines Kulturabkommens oder Kulturübereinkommens zwischen den beiden 
Staaten bezogen werden, oder die eine nicht auf Gewinn gerichtete Organisation, welche als solche in 
einem Verständigungsverfahren gemäß Artikel 26 dieses Abkommens anerkannt wurde, bezieht, oder die 
ein Künstler oder Sportler aus für eine solche Organisation erbrachten Diensten bezieht, in dem Staat, in 
dem diese Tätigkeit ausgeübt wird, nicht besteuert.“ 
B. In Artikel 19 wird die Zitierung Artikel „20 Absatz 1“ gestrichen und durch die Zitierung „20 Ab-
satz 2, lit. a und Absatz 4“ ersetzt. 
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C. Artikel 20 wird gestrichen und durch folgende Bestimmung ersetzt: 
„Artikel 20 

Öffentlicher Dienst und Sozialversicherung 
 (1) a) Gehälter, Löhne und ähnliche Vergütungen, ausgenommen Ruhegehälter, die von einem der 

beiden Staaten oder einer seiner Gebietskörperschaften an eine natürliche Person für die die-
sem Staat oder der Gebietskörperschaft geleisteten Dienste gezahlt werden, dürfen in diesem 
Staat besteuert werden. 

 b) Diese Gehälter, Löhne und ähnlichen Vergütungen dürfen jedoch nur im anderen Staat besteu-
ert werden, wenn die Dienste in diesem Staat geleistet werden und die natürliche Person in die-
sem Staat ansässig ist und 

 i) ein Staatsangehöriger dieses Staates ist oder 
 ii) nicht ausschließlich deshalb in diesem Staat ansässig geworden ist, um die Dienste zu leis-

ten. 
 (2) a) Ruhegehälter, die von einem der beiden Staaten oder einer seiner Gebietskörperschaften oder 

aus einem von diesem Staat oder der Gebietskörperschaft errichteten Sondervermögen an eine 
natürliche Person für die diesem Staat oder der Gebietskörperschaft geleisteten Dienste gezahlt 
werden, dürfen in diesem Staat besteuert werden. 

 b) Diese Ruhegehälter dürfen jedoch nur im anderen Staat besteuert werden, wenn die natürliche 
Person in diesem Staat ansässig ist und ein Staatsangehöriger dieses Staates ist. 

(3) Auf Gehälter, Löhne und ähnliche Vergütungen und Ruhegehälter für Dienstleistungen, die im 
Zusammenhang mit einer gewerblichen Tätigkeit eines der beiden Staaten oder einer seiner Gebietskör-
perschaften erbracht werden, sind die Artikel 16, 17, 18 oder 19 anzuwenden. 

(4) Ungeachtet der Absätze 2 und 3 dürfen Ruhegehälter und andere Zahlungen, die an eine in einem 
der beiden Staaten ansässige Person gemäß den Bestimmungen eines Sozialversicherungssystems des 
anderen Staates geleistet werden, im anderen Staat besteuert werden.“ 
D. In Artikel 24 Absatz 2 wird die Zitierung „18, 20“ aus der Aufzählung im 2. Satz gestrichen und durch 
die Zitierung „20 Absatz 1, lit. a, Absatz 2, lit. a und Absatz 4“ ersetzt. Im dritten Satz dieses Absatzes 
wird die Zitierung „und 14 Absatz 5“ gestrichen und durch die Zitierung „14 Absatz 5 und 18 Absätze 1 
und 2“ ersetzt. 

Artikel II 
(1) Dieses Protokoll tritt am dreißigsten Tag nach dem Datum der letzten Mitteilung in Kraft, an dem 

die Regierungen der beiden Vertragsstaaten einander schriftlich mitgeteilt haben, dass die im jeweiligen 
Staat verfassungsmäßig vorgesehenen Vorschriften erfüllt worden sind, und seine Bestimmungen finden 
für Steuerjahre und Steuerzeiträume Anwendung, die am oder nach dem ersten Jänner des Kalenderjahres 
beginnen, das dem Jahr folgt, in dem das Protokoll in Kraft getreten ist, oder, bei an der Quelle erhobenen 
Steuern, für Zahlungen, die am oder nach dem ersten Jänner des Kalenderjahres geleistet werden, das 
dem Jahr folgt, in dem das Protokoll in Kraft getreten ist. 

(2) Ungeachtet des Absatzes 1 dieses Artikels finden nach Wahl einer in einem der beiden Vertrags-
staaten ansässigen Person hinsichtlich der in Artikel 18 des Abkommens angeführten Einkünfte die Be-
stimmungen dieses Artikels in der Fassung des Artikels I Teil A dieses Protokolls und für eine in den 
Niederlanden ansässige Person gemeinsam mit den diesbezüglichen Bestimmungen des Artikels 24 Ab-
satz 2 des Abkommens in der Fassung des Artikels I, Teil D dieses Protokolls für Steuerjahre und Steuer-
zeiträume Anwendung, die am oder nach dem ersten Jänner 1997 beginnen, oder, bei an der Quelle erho-
benen Steuern, für Zahlungen, die am oder nach dem ersten Jänner 1997 geleistet werden. 

ZU URKUND DESSEN haben die hiezu gehörig Bevollmächtigten der beiden Vertragsstaaten die-
ses Protokoll unterzeichnet. 

GESCHEHEN zu Den Haag, am 26. November 2001, in zweifacher Ausfertigung, jede in deutscher 
und niederländischer Sprache, wobei jeder Text gleichermaßen authentisch ist. 

Für die Republik Österreich: 
Dr. Benita Ferrero-Waldner 

Für das Königreich der Niederlande: 
Jozias van Aartsen 
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PROTOCOL 
tot nadere wijziging van het Verdrag tussen de Republiek Oostenrijk en het Koninkrijk 
der Nederlanden tot het vermijden van dubbele belasting met betrekking tot belastingen 
naar het inkomen en naar het vermogen, met Slotprotocol, ondertekend te Wenen op 1 

september 1970, zoals gewijzigd bij Protocol ondertekend te ’s-Gravenhage op 18 
december 1989 

De Republiek Oostenrijk en het Koninkrijk der Nederlanden, 

Geleid door de wens het Verdrag tussen de Republiek Oostenrijk en het Koninkrijk der Nederlanden 
tot het vermijden van dubbele belasting met betrekking tot belastingen naar het inkomen en naar het ver-
mogen, met Slotprotocol, ondertekend te Wenen op 1 september 1970, en gewijzigd bij Protocol onderte-
kend te ’s-Gravenhage op 18 december 1989 (in dit Protocol genoemd „het Verdrag”), nader te wijzigen, 

Zijn het volgende overeengekomen: 

Artikel I 
In het Verdrag zullen de volgende wijzigingen plaatsvinden: 

A. Artikel 18 wordt verwijderd en vervangen door het volgende: 

„Artikel 18 
Artiesten en sportbeoefenaars 

1. Niettegenstaande de bepalingen van de artikelen 7, 15 en 16, mogen voordelen of inkomsten, 
verkregen door een inwoner van een van de Staten als artiest, zoals een toneelspeler, film-, radio-, of 
televisie-artiest of een musicus, of als sportbeoefenaar, uit zijn persoonlijke werkzaamheden als zodanig 
die worden verricht in de andere Staat, worden belast in die andere Staat. 

2. Indien voordelen of inkomsten ter zake van persoonlijke werkzaamheden die door een artiest of 
een sportbeoefenaar in die hoedanigheid worden verricht, niet aan de artiest of sportbeoefenaar zelf toe-
komen, maar aan een andere persoon, mogen die voordelen of inkomsten, niettegenstaande de bepalingen 
van de artikelen 7, 15 en 16, worden belast in de Staat waarin de werkzaamheden van de artiest of sport-
beoefenaar worden verricht. 

3. Niettegenstaande de bepalingen van het eerste en tweede lid van dit artikel zijn voordelen of in-
komsten, verkregen uit werkzaamheden als bedoeld in het eerste lid, die zijn uitgevoerd krachtens een 
tussen de Staten overeengekomen culturele overeenkomst of regeling of verkregen door een niet op het 
maken van winst gerichte organisatie, als zodanig erkend in een onderlinge overlegprocedure krachtens 
artikel 26 van dit Verdrag, of door een artiest of sportbeoefenaar ter zake van aan een dergelijke organisa-
tie verleende diensten, vrijgesteld van belasting in de Staat waarin deze werkzaamheden worden ver-
richt.” 

B. In artikel 19 wordt de verwijzing naar artikel „20, eerste lid” verwijderd en vervangen door de verwij-
zing „20, tweede lid, sub a, en vierde lid.” 

C. Artikel 20 wordt verwijderd en vervangen door: 

„Artikel 20 
Overheidsfuncties en sociale zekerheid 

 1. a) Salarissen, lonen en andere soortgelijke beloningen, niet zijnde pensioenen, betaald door een 
van de Staten of een staatkundig onderdeel of een plaatselijk publiekrechtelijk lichaam daarvan 
aan een natuurlijke persoon ter zake van diensten bewezen aan die Staat of dat onderdeel of dat 
publiekrechtelijk lichaam, mogen in die Staat worden belast. 

 b) Deze salarissen, lonen en andere soortgelijke beloningen zijn echter slechts in de andere Staat 
belastbaar, indien de diensten in die Staat worden bewezen en de natuurlijke persoon inwoner 
is van die Staat, die: 

 i) onderdaan is van die Staat; of 
 ii) niet uitsluitend voor het verrichten van de diensten inwoner van die Staat werd. 
 2. a) Pensioenen, betaald door, of uit fondsen in het leven geroepen door, een van de Staten of een 

staatkundig onderdeel of een plaatselijk publiekrechtelijk lichaam daarvan aan een natuurlijke 
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persoon ter zake van diensten bewezen aan die Staat of dat onderdeel of dat publiekrechtelijk 
lichaam mogen in die Staat worden belast. 

 b) Deze pensioenen zijn echter alleen in de andere Staat belastbaar, indien de natuurlijke persoon 
inwoner en onderdaan is van die Staat. 

3. De bepalingen van de artikelen 16, 17, 18 en 19 zijn van toepassing op salarissen, lonen en andere 
soortgelijke beloningen en op pensioenen ter zake van diensten bewezen in het kader van een op winst 
gericht bedrijf, uitgeoefend door en van de Staten of een staatkundig onderdeel of een plaatselijk 
publiekrechtelijk lichaam daarvan. 

4. Niettegenstaande de bepalingen van het tweede en derde lid, mogen pensioenen en andere belo-
ningen, betaald aan een inwoner van een van de Staten krachtens de bepalingen van een socialeze-
kerheidsstelsel van de andere Staat, in die andere Staat worden belast.” 
D. In het tweede lid van artikel 24 worden de verwijzingen „18, 20” uit de opsomming in de tweede zin 
verwijderd en vervangen door de verwijzingen „20, eerste lid, sub a, tweede lid, sub a, en vierde lid,”. In 
de derde zin van dat lid wordt de verwijzing „en 14, vijfde lid” verwijderd en vervangen door de verwij-
zingen „14, vijfde lid, en 18, eerste en tweede lid”. 

Artikel II 
1. Dit Protocol treedt in werking op de dertigste dag na de laatste der beide data waarop de Regerin-

gen van de twee Verdragsluitende Staten elkaar schriftelijk hebben medegedeeld, dat aan de in hun on-
derscheiden Staten constitutioneel vereiste formaliteiten is voldaan, en de bepalingen ervan vinden toe-
passing voor de belastingjaren en -tijdvakken die aanvangen, of in het geval van aan de bron verschuldig-
de belastingen, voor betalingen die zijn gedaan, op of na 1 januari van het kalenderjaar dat volgt op dat 
waarin het Protocol in werking is getreden. 

2. Niettegenstaande de bepalingen van het eerste lid van dit artikel zullen, wat betreft voordelen en 
inkomsten als bedoeld in artikel 18 van het Verdrag de bepalingen van dat artikel zoals gewijzigd door 
artikel I, onderdeel A, van dit Protocol naar keuze van een inwoner van een van de Verdragsluitende 
Staten en in het geval van een inwoner van Nederland, in combinatie met de relevante bepalingen van het 
tweede lid van artikel 24 van het Verdrag zoals gewijzigd door artikel I, onderdeel D, van dit Protocol 
toepassing vinden voor belastingjaren en -tijdvakken die aanvangen, of in het geval van aan de bron ge-
heven belastingen, voor betalingen die zijn gedaan, op of na 1 januari 1997. 

TEN BLIJKE WAARVAN de gemachtigden van de twee Verdragsluitende Staten, daartoe naar be-
horen gemachtigd, dit Protocol hebben ondertekend. 

GEDAAN TE ’s-Gravenhage de 26e november 2001, in tweevoud, in de Duitse en de Nederlandse 
taal, zijnde beide teksten gelijkelijk authentiek. 

Voor de Republiek Oostenrijk: 
Dr. Benita Ferrero-Waldner 

Voor het Koninkrijk der Nederlanden: 
Jozias van Aartsen 

Die Mitteilungen gemäß Art. II Abs. 1 des Abkommens wurden am 6. August bzw. 27. Dezember 
2002 abgegeben; das Abkommen ist gemäß seinem Art. II Abs. 1 mit 26. Jänner 2003 in Kraft getreten. 

Schüssel  

 

Herausgeber: Bundeskanzleramt; Druck und Vertrieb: WIENER  ZEITUNG DIGITALE  PUBLIKATIONEN  GMBH 
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BUNDESGESETZBLATT 
FÜR DIE REPUBLIK ÖSTERREICH 

Jahrgang 2009 Ausgegeben am 12. Juni 2009 Teil III 

66. Protokoll zwischen der Republik Österreich und dem Königreich der Niederlande zur weiteren 
Abänderung des zwischen der Republik Österreich und dem Königreich der 
Niederlande am 1. September 1970 in Wien unterzeichneten Abkommens 
zur Vermeidung der Doppelbesteuerung auf dem Gebiete der Steuern vom 
Einkommen und vom Vermögen samt Schlussprotokoll in der Fassung des 
am 18. Dezember 1989 unterzeichneten Protokolls und des am 26. 
Dezember 2001 unterzeichneten Protokolls 

 (NR: GP XXIV RV 11 AB 70. S. 14. BR: AB 8059 S. 767.) 

66. 

Der Nationalrat hat beschlossen: 

Der Abschluss des gegenständlichen Staatsvertrages gemäß Art. 50 Abs. 1 Z 1 B-VG wird 
genehmigt. 

Protokoll zwischen der Republik Österreich und dem Königreich der Niederlande zur 
weiteren Abänderung des zwischen der Republik Österreich und dem Königreich der 
Niederlande am 1. September 1970 in Wien unterzeichneten Abkommens zur Vermeidung 
der Doppelbesteuerung auf dem Gebiete der Steuern vom Einkommen und vom 
Vermögen samt Schlussprotokoll in der Fassung des am 18. Dezember 1989 
unterzeichneten Protokolls und des am 26. Dezember 2001 unterzeichneten Protokolls 
 

[Protokoll in deutscher Sprachfassung siehe Anlagen] 
[Protokoll in niederländischer Sprachfassung siehe Anlagen] 

 
Die Mitteilungen gemäß Art. 2 des Protokolls wurden am 16. April bzw. 16. April 2009 (eingelangt 

am 23. April 2009) abgegeben; das Protokoll ist daher gemäß derselben Bestimmung mit 23. Mai 2009 in 
Kraft getreten. 
 

Faymann 



PROTOKOLL 
 

ZWISCHEN 
 

DER REPUBLIK ÖSTERREICH 
 

UND 
 

DEM KÖNIGREICH DER NIEDERLANDE 
 

ZUR WEITEREN ABÄNDERUNG DES ZWISCHEN DER REPUBLIK 
ÖSTERREICH UND DEM KÖNIGREICH DER NIEDERLANDE AM 1. 

SEPTEMBER 1970 IN WIEN UNTERZEICHNETEN ABKOMMENS ZUR 
VERMEIDUNG DER DOPPELBESTEUERUNG AUF DEM GEBIETE DER 

STEUERN VOM EINKOMMEN UND VOM VERMÖGEN SAMT 
SCHLUSSPROTOKOLL  

IN DER FASSUNG  
DES AM 18. DEZEMBER 1989 UNTERZEICHNETEN PROTOKOLLS  

UND DES AM 26. NOVEMBER 2001 UNTERZEICHNETEN PROTOKOLLS 
 

 

Die Republik Österreich  

und  

das Königreich der Niederlande,  

 

 

VON DEM WUNSCH GELEITET, ein Protokoll zur weiteren Abänderung 

des am 1. September 1970 1  in Wien unterzeichneten Abkommens zur 

Vermeidung der Doppelbesteuerung auf dem Gebiete der Steuern vom 

Einkommen und vom Vermögen samt Schlussprotokoll in der Fassung des am 

18. Dezember 1989 2  unterzeichneten Protokolls und des am 26. November 

                                                      
1 Kundgemacht in BGBl. Nr. 191/1971. 
2 Kundgemacht in BGBl. Nr. 18/1991. 
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2001 3  unterzeichneten Protokolls (im Folgenden „Abkommen“ genannt) 

abzuschließen,  

 

Sind wie folgt übereingekommen: 

                                                      
3 Kundgemacht in BGBl. III Nr. 14/2003. 
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Artikel 1 

 

In Artikel 24 Absatz 4 des Abkommens werden die Worte “und Artikel 14 

Absatz 5” aufgehoben und durch einen Beistrich und die Worte “Artikel 14 Absatz 

5 und Artikel 18 Absätze 1 und 2” ersetzt.  

 

Artikel 2 

 

Die Vertragsstaaten teilen einander auf diplomatischem Weg mit, dass 

alle rechtlichen Voraussetzungen für das Inkrafttreten dieses Protokolls 

abgeschlossen sind. Das Protokoll tritt am dreißigsten Tag, der dem Tag des 

Erhalts der späteren der oben genannten Mitteilungen folgt, in Kraft und seine 

Bestimmungen finden Anwendung auf Steuern für alle Steuerjahre, die nach dem 

31. Dezember des Kalenderjahres beginnen, in dem der Austausch der 

Notifikationsurkunden stattfindet.  

 

 

ZU URKUND DESSEN haben die hiezu gehörig Bevollmächtigten der 

beiden Vertragsstaaten dieses Protokoll unterzeichnet.  

 

 

GESCHEHEN zu Wien am 8. Oktober 2008 in zweifacher Ausfertigung, 

jede in deutscher und niederländischer Sprache, wobei jeder Text gleichermaßen 

authentisch ist.  

 

 

 Für die Republik Österreich:   Für das Königreich der Niederlande: 
 
               Dr. Rudolf Lennkh m.p.                A.C.M. Hamer m.p. 
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PROTOCOL 

 

 

TUSSEN 

 

DE REPUBLIEK OOSTENRIJK 

 

EN 

 

HET KONINKRIJK DER NEDERLANDEN 

 

TOT NADERE WIJZIGING VAN HET VERDRAG TUSSEN DE REPUBLIEK 

OOSTENRIJK EN HET KONINKRIJK DER NEDERLANDEN TOT HET 

VERMIJDEN VAN DUBBELE BELASTING MET BETREKKING TOT 

BELASTINGEN NAAR HET INKOMEN EN NAAR HET VERMOGEN, MET 

SLOTPROTOCOL, ONDERTEKEND TE WENEN OP 1 SEPTEMBER 1970,  

ZOALS GEWIJZIGD BIJ HET OP 18 DECEMBER 1989 ONDERTEKENDE 

PROTOCOL EN HET OP 26 NOVEMBER 2001 ONDERTEKENDE PROTOCOL  

 

 

De Republiek Oostenrijk  

 

en  

 

het Koninkrijk der Nederlanden,  

 

GELEID DOOR de wens een protocol te sluiten tot nadere wijziging van het Verdrag 

tot het vermijden van dubbele belasting met betrekking tot belastingen naar het inkomen en 

naar het vermogen, met Slotprotocol, ondertekend te Wenen op 1 september 1970, zoals 

gewijzigd bij het op 18 december 1989 ondertekende Protocol en het op 26 november 2001 

ondertekende Protocol (hierna te noemen “het Verdrag”), 

 

Zijn het volgende overeengekomen: 
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Artikel 1 

 

In artikel 24, vierde lid, van het Verdrag worden de woorden “, en 14, vijfde lid” 

geschrapt en vervangen door een komma en de woorden "14, vijfde lid, en 18, eerste en 

tweede lid".  

 

Artikel 2 

 

De Verdragsluitende Staten stellen elkaar langs diplomatieke weg ervan in kennis dat 

alle wettelijke procedures voor de inwerkingtreding van dit Protocol zijn voltooid. Het 

Protocol treedt in werking dertig dagen na de datum van ontvangst van de laatste der 

bovenbedoelde kennisgevingen en de bepalingen ervan zijn van toepassing op belastingen van 

elk belastingjaar beginnend na 31 december van het kalenderjaar waarin de akten van 

kennisgeving worden uitgewisseld. 

 

TEN BLIJKE WAARVAN de gevolmachtigden van de beide Verdragsluitende Staten, 

daartoe naar behoren gemachtigd, dit Protocol hebben ondertekend. 

 

GEDAAN in tweevoud te Wenen op 8 oktober 2008, in de Duitse en de Nederlandse 

taal, zijnde alle teksten gelijkelijk authentiek. 

 

 

Voor de Republiek Oostenrijk 

Dr. Rudolf Lennkh m.p. 

Voor het Koninkrijk der Nederlanden 

 A.C.M. Hamer m.p. 
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BUNDESGESETZBLATT 
FÜR DIE REPUBLIK ÖSTERREICH 

Jahrgang 2010 Ausgegeben am 12. Mai 2010 Teil III 

44. Protokoll zwischen der Republik Österreich und dem Königreich der Niederlande und 
Zusatzprotokoll zur weiteren Abänderung des am 1. September 1970 in 
Wien unterzeichneten Abkommens zur Vermeidung der Doppelbesteuerung 
auf dem Gebiete der Steuern vom Einkommen und vom Vermögen samt 
Schlussprotokoll in der Fassung des am 18. Dezember 1989 in Den Haag 
unterzeichneten Protokolls, des am 26. November 2001 in Den Haag 
unterzeichneten Protokolls und des am 8. Oktober 2008 in Wien 
unterzeichneten Protokolls 

 (NR: GP XXIV RV 448 AB 508 S. 51. BR: AB 8262 S. 780.) 

44. 

Der Nationalrat hat beschlossen: 
Der Abschluss des gegenständlichen Staatsvertrages gemäß Art. 50 Abs. 1 Z 1 B-VG wird 

genehmigt. 

Protokoll zwischen der Republik Österreich und dem Königreich der Niederlande und 
Zusatzprotokoll zur weiteren Abänderung des am 1. September 1970 in Wien 

unterzeichneten Abkommens zur Vermeidung der Doppelbesteuerung auf dem Gebiete 
der Steuern vom Einkommen und vom Vermögen samt Schlussprotokoll in der Fassung 

des am 18. Dezember 1989 in Den Haag unterzeichneten Protokolls, des am 26. November 
2001 in Den Haag unterzeichneten Protokolls und des am 8. Oktober 2008 in Wien 

unterzeichneten Protokolls 
 

[Protokoll und Zusatzprotokoll in deutscher Sprache siehe Anlagen] 
[Protokoll und Zusatzprotokoll in niederländischer Sprache siehe Anlagen] 

 
Die Mitteilungen gemäß Art. 3 des Protokolls wurden am 28. Jänner bzw. 26. April 2010 (eingelangt 

am 29. April 2010) abgegeben; das Protokoll tritt somit gemäß derselben Bestimmung am 1. Juli 2010 in 
Kraft. 

Faymann 



PROTOKOLL 

 

ZWISCHEN 

 

DER REPUBLIK ÖSTERREICH 

 

UND 

 

DEM KÖNIGREICH DER NIEDERLANDE 

 

UND ZUSATZPROTOKOLL 

ZUR WEITEREN ABÄNDERUNG DES AM 1. SEPTEMBER 1970 IN WIEN 

UNTERZEICHNETEN ABKOMMENS ZUR VERMEIDUNG DER 

DOPPELBESTEUERUNG AUF DEM GEBIETE DER STEUERN VOM EINKOMMEN 

UND VOM VERMÖGEN SAMT SCHLUSSPROTOKOLL 

IN DER FASSUNG  

DES AM 18. DEZEMBER 1989 IN DEN HAAG UNTERZEICHNETEN PROTOKOLLS, 

DES AM 26. NOVEMBER 2001 IN DEN HAAG UNTERZEICHNETEN PROTOKOLLS 

UND DES AM 8. OKTOBER 2008 IN WIEN UNTERZEICHNETEN PROTOKOLLS 

 

 

 

 

Die Republik Österreich und das Königreich der Niederlande, von dem Wunsch geleitet, 

ein Protokoll und ein Zusatzprotokoll zur weiteren Abänderung des am 1. September 

19701 in Wien unterzeichneten Abkommens zur Vermeidung der Doppelbesteuerung 

auf dem Gebiete der Steuern vom Einkommen und vom Vermögen samt 

Schlussprotokoll in der Fassung des am 18. Dezember 1989 2  in Den Haag 

unterzeichneten Protokolls, des am 26. November 20013 in Den Haag unterzeichneten 

Protokolls und des am 8. Oktober 2008 4  in Wien unterzeichneten Protokolls (im 

Folgenden „Abkommen“ genannt) abzuschließen,  

                                            
1 Kundgemacht in BGBl. Nr. 191/1971. 
2 Kundgemacht in BGBl. Nr. 18/1991. 
3 Kundgemacht in BGBl. III Nr. 14/2003. 
4 Kundgemacht in BGBl. III Nr. 66/2009. 

BGBl. III - Ausgegeben am 12. Mai 2010 - Nr. 44 1 von 6

www.ris.bka.gv.at



Sind wie folgt übereingekommen: 

 

 

Artikel 1 

 

Artikel 27 des Abkommens wird durch folgende Bestimmung ersetzt: 

 

“Artikel 27  

Informationsaustausch 

 

1. Die zuständigen Behörden der Vertragsstaaten tauschen die Informationen aus, 

die zur Durchführung dieses Abkommens oder zur Anwendung oder Durchsetzung des 

innerstaatlichen Rechts betreffend Steuern jeder Art und Bezeichnung, die für 

Rechnung der Vertragsstaaten oder ihrer Gebietskörperschaften erhoben werden, 

voraussichtlich erheblich sind, soweit die diesem Recht entsprechende Besteuerung 

nicht dem Abkommen widerspricht. Der Informationsaustausch ist durch Artikel 1 und 2 

nicht eingeschränkt.  

 

2.  Alle Informationen, die ein Vertragsstaat nach Absatz 1 erhalten hat, sind 

ebenso geheim zu halten wie die auf Grund des innerstaatlichen Rechts dieses 

Staates beschafften Informationen und dürfen nur den Personen oder Behörden 

(einschließlich der Gerichte und Verwaltungsbehörden) zugänglich gemacht werden, 

die mit der Veranlagung oder Erhebung, der Vollstreckung oder Strafverfolgung, oder 

mit der Entscheidung von Rechtsmitteln hinsichtlich der in Absatz 1 genannten Steuern 

oder mit der Aufsicht darüber befasst sind. Diese Personen oder Behörden dürfen die 

Informationen nur für diese Zwecke verwenden. Sie dürfen die Informationen in einem 

öffentlichen Gerichtsverfahren oder in einer Gerichtsentscheidung offenlegen. 

Ungeachtet der vorstehenden Bestimmungen kann ein Vertragsstaat die erhaltenen 

Informationen für andere Zwecke verwenden, wenn solche Informationen nach dem 

Recht beider Staaten für solche andere Zwecke verwendet werden dürfen und die 

zuständige Behörde desjenigen Staates, der die Informationen erteilt hat, dieser 

anderen Verwendung zustimmt.  

 

3.  Die Absätze 1 und 2 sind nicht so auszulegen, als verpflichteten sie einen 

Vertragsstaat, 
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 a) Verwaltungsmaßnahmen durchzuführen, die von den Gesetzen und der 

Verwaltungspraxis dieses oder des anderen Vertragsstaats abweichen; 

 b) Informationen zu erteilen, die nach den Gesetzen oder im üblichen 

Verwaltungsverfahren dieses oder des anderen Vertragsstaats nicht beschafft werden 

können; 

 c) Informationen zu erteilen, die ein Handels-, Industrie-, Gewerbe- oder 

Berufsgeheimnis oder ein Geschäftsverfahren preisgeben würden oder deren Erteilung 

dem Ordre public widerspräche.  

 

4.  Ersucht ein Vertragsstaat gemäß diesem Artikel um Informationen, so nutzt der 

andere Vertragsstaat die ihm zur Verfügung stehenden Möglichkeiten zur Beschaffung 

der erbetenen Informationen, selbst wenn dieser andere Staat diese Informationen für 

seine eigenen steuerlichen Zwecke nicht benötigt. Die im vorhergehenden Satz 

enthaltene Verpflichtung unterliegt den Beschränkungen nach Absatz 3, wobei diese 

jedoch nicht so auszulegen sind, dass ein Vertragsstaat die Erteilung von 

Informationen nur deshalb ablehnen kann, weil er kein innerstaatliches steuerliches 

Interesse an solchen Informationen hat.  

 

5.  Absatz 3 ist in keinem Fall so auszulegen, als könne ein Vertragsstaat die 

Erteilung von Informationen nur deshalb ablehnen, weil sich die Informationen bei einer 

Bank, einem sonstigen Kreditinstitut, einem Bevollmächtigten, Vertreter oder 

Treuhänder befinden oder weil sie sich auf das Eigentum an einer Person beziehen."  

 

Artikel 2 

 

Paragraph IV des Schlussprotokolls zu Artikel 27 wird aufgehoben.  

 

 

Artikel 3 

 

Die Vertragsstaaten teilen einander auf diplomatischem Weg mit, dass alle rechtlichen 

Voraussetzungen für das Inkrafttreten dieses Protokolls abgeschlossen sind. Das 

Protokoll tritt am ersten Tag des dritten Monats in Kraft, der dem Zeitpunkt des 

Empfanges der späteren der oben genannten Mitteilungen folgt. Die Bestimmungen 

des Protokolls finden Anwendung auf alle Anfragen, die nach dem Zeitpunkt des 
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Inkrafttretens betreffend Steuerzeiträume gestellt werden, die am oder nach dem 1. 

Jänner 2010 beginnen.  

 

 

ZU URKUND DESSEN haben die hiezu gehörig Bevollmächtigten der beiden 

Vertragsstaaten dieses Protokoll unterzeichnet.  

 

 

GESCHEHEN zu Den Haag am 8. September 2009 in zweifacher Ausfertigung, 

jede in deutscher und niederländischer Sprache, wobei jeder Text gleichermaßen 

authentisch ist.  

 

      Für die Republik  Für das Königreich der  

          Österreich:         Niederlande: 

 

   Werner SENFTER m.p.                                         Jan Kees DE JAGER m.p. 
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ZUSATZPROTOKOLL 

 

Im Zeitpunkt der Unterzeichnung des Protokolls zur weiteren Abänderung des am 1. 

September 1970 in Wien unterzeichneten Abkommens zur Vermeidung der 

Doppelbesteuerung auf dem Gebiete der Steuern vom Einkommen und vom Vermögen 

samt Schlussprotokoll in der Fassung des am 18. Dezember 1989 in Den Haag 

unterzeichneten Protokolls, des am 26. November 2001 in Den Haag unterzeichneten 

Protokolls und des am 8. Oktober 2008 in Wien unterzeichneten Protokolls, das heute 

zwischen der Republik Österreich und dem Königreich der Niederlande abgeschlossen 

wurde, sind die Gefertigten übereingekommen, dass die folgenden Bestimmungen 

einen integrierenden Bestandteil des Protokolls bilden: 

 

 

Zu Artikel 27: 

 

1.  Die zuständige Behörde des ersuchenden Staates stellt der zuständigen 

Behörde des ersuchten Staates zur Darstellung der voraussichtlichen Erheblichkeit der 

Auskünfte die folgenden Informationen zur Verfügung, wenn diese ein 

Auskunftsersuchen gemäß dem Abkommen stellt: 

 a) die Bezeichnung der Person, der die Ermittlung oder Untersuchung gilt; 

 b) eine Stellungnahme betreffend die gesuchten Auskünfte einschließlich der 

Art und der Form, in der der ersuchende Staat die Auskünfte vorzugsweise vom 

ersuchten Staat erhalten möchte; 

 c) den steuerlichen Zweck, für den um die Auskünfte ersucht wird; 

 d) die Gründe für die Annahme, dass die erbetenen Auskünfte dem ersuchten 

Staat vorliegen oder sich im Besitz oder in der Verfügungsmacht einer Person im 

Hoheitsbereich des ersuchten Staates befinden; 

 e) den Namen und die Anschrift von Personen, soweit bekannt, in deren Besitz 

sich die erbetenen Auskünfte vermutlich befinden; 

 f) eine Erklärung, dass der ersuchende Staat alle ihm in seinem eigenen Gebiet 

zur Verfügung stehenden Maßnahmen zur Einholung der Auskünfte ausgeschöpft hat, 

ausgenommen solche, die unverhältnismäßig große Schwierigkeiten mit sich bringen 

würden. 
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2. Es besteht Einvernehmen darüber, dass Ziffer 1 wichtige verfahrensrechtliche 

Anforderungen enthält, die dazu dienen sicherzustellen, dass Maßnahmen, die 

lediglich der Beweisausforschung dienen („fishing expeditions“), nicht stattfinden; diese 

Anforderungen sind jedoch weit auszulegen, um einen effektiven 

Informationsaustausch nicht zu verhindern.  

 

3. Obwohl Artikel 27 des Abkommens die möglichen Methoden für den Austausch von 

Informationen nicht beschränkt, besteht Einvernehmen darüber, dass Artikel 27 Absatz 

5 des Abkommens die Vertragsstaaten nicht dazu verpflichtet, Informationen im Sinne 

dieses Absatzes auf automatischer oder spontaner Basis auszutauschen. 

 

4. Die Bestimmungen des Artikels 27 kommen entsprechend auch für Informationen 

zur Anwendung, die für die Durchführung von einkunftsbezogenen Bestimmungen des 

niederländischen Rechts durch die niederländischen Steuerbehörden, die mit der 

Umsetzung, Anwendung oder Durchsetzung dieser einkunftsbezogenen 

Bestimmungen befasst sind, relevant sind. In diesem Fall dürfen die gemäß dem ersten 

Satz dieses Absatzes in Übereinstimmung mit Artikel 27 des Abkommens erhaltenen 

Informationen nur für Zwecke der Festsetzung und Einhebung der Abgaben und 

Festsetzung und Auszahlung der Leistungen gemäß der im ersten Satz erwähnten 

einkunftsbezogenen Bestimmungen verwendet werden. 

 

 

 

ZU URKUND DESSEN haben die hiezu gehörig Bevollmächtigten der beiden 

Vertragsstaaten dieses Zusatzprotokoll unterzeichnet.  

 

 

GESCHEHEN zu Den Haag am 8. September 2009 in zweifacher Ausfertigung, 

jede in deutscher und niederländischer Sprache, wobei jeder Text gleichermaßen 

authentisch ist.  

 

 

    Für die Republik  Für das Königreich der 

        Österreich:          Niederlande: 

 

Werner SENFTER m.p.                                             Jan Kees DE JAGER m.p. 
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PROTOCOL 
 

TUSSEN 
 

DE REPUBLIEK OOSTENRIJK 
 

EN 
 

HET KONINKRIJK DER NEDERLANDEN 
 

MET AANVULLEND PROTOCOL 
 

TOT NADERE WIJZIGING VAN HET VERDRAG TOT HET VERMIJDEN VAN DUBBELE 
BELASTING MET BETREKKING TOT BELASTINGEN NAAR HET INKOMEN EN NAAR 

HET VERMOGEN, MET SLOTPROTOCOL, ONDERTEKEND TE WENEN OP 1 
SEPTEMBER 1970, ZOALS GEWIJZIGD BIJ HET PROTOCOL ONDERTEKEND TE DEN 
HAAG OP 18 DECEMBER 1989, HET PROTOCOL ONDERTEKEND TE DEN HAAG OP 

26 NOVEMBER 2001 EN HET PROTOCOL ONDERTEKEND TE WENEN OP 8 OKTOBER 
2008  

 

 

De Republiek Oostenrijk  

en  

het Koninkrijk der Nederlanden,  

 

GELEID DOOR DE WENS een Protocol alsmede een Aanvullend Protocol te sluiten 

tot nadere wijziging van het Verdrag tot het vermijden van dubbele belasting met betrekking 

tot belastingen naar het inkomen en naar het vermogen, met Slotprotocol, ondertekend te 

Wenen op 1 september 1970, zoals gewijzigd bij het op 18 december 1989 te Den Haag 

ondertekende Protocol, het op 26 november 2001 te Den Haag ondertekende Protocol en 

het op 8 oktober 2008 te Wenen ondertekende Protocol (hierna te noemen “het Verdrag”), 

 

Zijn het volgende overeengekomen: 
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Artikel 1 
 

Artikel 27 van het Verdrag wordt vervangen door het volgende: 

 

“Artikel 27 

Uitwisseling van inlichtingen 

 

1. De bevoegde autoriteiten van de Verdragsluitende Staten wisselen de 

inlichtingen uit die naar verwachting van belang zijn voor de uitvoering van de bepalingen 

van dit Verdrag of voor de toepassing of handhaving van de nationale wetgeving met 

betrekking tot belastingen van elke soort en benaming die worden geheven ten behoeve van 

de Verdragsluitende Staten, of van de staatkundige onderdelen of plaatselijke 

publiekrechtelijke lichamen daarvan, voor zover de heffing van die belastingen ingevolge die 

wetgeving niet in strijd is met het Verdrag. De uitwisseling van inlichtingen wordt niet beperkt 

door de artikelen 1 en 2.  

 

2. Alle uit hoofde van het eerste lid door een Verdragsluitende Staat ontvangen 

inlichtingen worden op dezelfde wijze geheim gehouden als inlichtingen die volgens de 

nationale wetgeving van die Staat zijn verkregen en worden alleen ter kennis gebracht van 

personen of autoriteiten (daaronder begrepen rechterlijke instanties en 

administratiefrechtelijke lichamen) die betrokken zijn bij de vaststelling of invordering van, de 

handhaving of vervolging ter zake van, of de beslissing in beroepszaken betrekking 

hebbende op de in het eerste lid bedoelde belastingen, of het toezicht daarop. Deze 

personen of autoriteiten mogen van de inlichtingen alleen voor deze doeleinden 

gebruikmaken. Zij mogen de inlichtingen bekendmaken in openbare rechtszittingen of in 

gerechtelijke beslissingen. Niettegenstaande het voorgaande, mogen de door een 

Verdragsluitende Staat ontvangen inlichtingen voor andere doeleinden worden gebruikt 

wanneer dergelijke inlichtingen krachtens de wetgeving van beide Staten voor dergelijke 

doeleinden mogen worden gebruikt en de bevoegde autoriteit van de verstrekkende Staat 

een dergelijk gebruik toestaat. 

 

3. In geen geval worden de bepalingen van het eerste en tweede lid zo uitgelegd 

dat zij een Verdragsluitende Staat de verplichting opleggen: 

a. administratieve maatregelen te nemen die in strijd zijn met de wetgeving of 

administratieve praktijk van die of van de andere Verdragsluitende Staat; 
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b. inlichtingen te verstrekken die niet verkrijgbaar zijn volgens de wetgeving of in de 

normale administratieve gang van zaken van die of van de andere Verdragsluitende 

Staat; 

c. inlichtingen te verstrekken die een handels-, bedrijfs-, nijverheids- of beroepsgeheim of 

een fabrieks- of handelswerkwijze zouden onthullen, dan wel inlichtingen waarvan het 

verstrekken in strijd zou zijn met de openbare orde (ordre public). 

 

4. Indien inlichtingen worden verzocht door een Verdragsluitende Staat in 

overeenstemming met dit artikel, wendt de andere Verdragsluitende Staat zijn maatregelen 

inzake het verzamelen van inlichtingen aan om de verlangde inlichtingen te verkrijgen, 

ongeacht het feit dat de andere Staat ten behoeve van zijn eigen belastingheffing niet over 

dergelijke inlichtingen behoeft te beschikken. Op de in de vorige zin vervatte verplichting zijn 

de beperkingen van het derde lid van toepassing, maar deze beperkingen mogen in geen 

geval zodanig worden uitgelegd dat het een Verdragsluitende Staat toegestaan is uitsluitend 

op grond van het feit dat hij geen nationaal belang heeft bij dergelijke inlichtingen te 

weigeren inlichtingen te verstrekken. 

 

5. De bepalingen van het derde lid mogen in geen geval zodanig worden uitgelegd 

dat het een Verdragsluitende Staat toegestaan is het verschaffen van inlichtingen te 

weigeren uitsluitend op grond van het feit dat de betreffende gegevens berusten bij een bank, 

een andere financiële instelling, een gevolmachtigde, of een persoon die bij wijze van 

vertegenwoordiging of als vertrouwenspersoon optreedt, dan wel omdat deze betrekking 

hebben op eigendomsbelangen in een persoon.” 

 

Artikel 2 
 

Paragraaf IV van het Slotprotocol die verwijst naar artikel 27 wordt geschrapt. 

 

Artikel 3 
 

De Verdragsluitende Staten stellen elkaar langs diplomatieke weg ervan in kennis dat 

alle wettelijke procedures voor de inwerkingtreding van dit Protocol zijn voltooid. Het Protocol 

treedt in werking op de eerste dag van de derde maand die volgt op de datum van ontvangst 

van de laatste van de bovenbedoelde kennisgevingen.  

De bepalingen van dit Protocol zijn van toepassing op verzoeken gedaan op of na de 

datum van inwerkingtreding ter zake van belastingtijdvakken beginnend op of na 1 januari 

2010. 
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TEN BLIJKE WAARVAN de gevolmachtigden van de beide Verdragsluitende Staten, 

daartoe naar behoren gemachtigd, dit Protocol hebben ondertekend. 

 

GEDAAN in tweevoud te ’s-Gravenhage op 8 september 2009, in de Duitse en de 

Nederlandse taal, zijnde de beide teksten gelijkelijk authentiek.  

 

 

 

 Voor de Republiek Voor het Koninkrijk 

 Oostenrijk: der Nederlanden: 

 

           Werner SENFTER m.p.                Jan Kees DE JAGER m.p. 
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AANVULLEND PROTOCOL 
 

Bij de ondertekening van het Protocol tot nadere wijziging van het Verdrag tot het 

vermijden van dubbele belastingen naar het inkomen en naar het vermogen, met 

Slotprotocol, ondertekend te Wenen op 1 september 1970, zoals gewijzigd bij het op 18 

december 1989 te Den Haag ondertekende Protocol, het op 26 november 2001 te Den Haag 

ondertekende Protocol en het op 8 oktober 2008 te Wenen ondertekende Protocol, heden 

gesloten tussen de Republiek Oostenrijk en het Koninkrijk der Nederlanden, zijn de 

ondergetekenden overeengekomen dat de volgende bepalingen een integrerend onderdeel 

uitmaken van het Protocol. 

 

Ad artikel 27: 

1. De bevoegde autoriteit van de verzoekende Staat verstrekt de volgende 

informatie aan de bevoegde autoriteit van de aangezochte Staat, wanneer de 

eerstgenoemde Staat uit hoofde van het Verdrag een verzoek om inlichtingen doet teneinde 

aan te tonen dat de gevraagde inlichtingen naar verwachting van belang zullen zijn: 

a. de identiteit van de persoon op wie de controle of het onderzoek betrekking heeft; 

b. een verklaring omtrent de verlangde inlichtingen met inbegrip van de aard ervan en de 

vorm waarin de verzoekende Staat de inlichtingen van de aangezochte Staat wenst te 

ontvangen; 

c. het fiscale doel waarvoor om inlichtingen wordt verzocht; 

d. de redenen om te veronderstellen dat de gevraagde inlichtingen zich bevinden in de 

aangezochte Staat of zich in het bezit of onder de macht bevinden van een persoon die 

onder de rechtsmacht van de aangezochte Staat valt; 

e. de namen en adresgegevens, voor zover bekend, van personen waarvan 

verondersteld wordt dat zij in het bezit zijn van de gevraagde inlichtingen; 

f. een verklaring dat de verzoekende Staat alle op zijn eigen grondgebied beschikbare 

middelen heeft aangewend om de inlichtingen te verkrijgen, met uitzondering van 

middelen die zouden leiden tot onevenredige moeilijkheden. 

2. Het is wel te verstaan dat het eerste lid belangrijke procedurele vereisten bevat 

waarmee beoogd wordt te verzekeren dat ‘fishing expeditions’, zich niet voordoen, maar dat 

deze vereisten soepel dienen te worden geïnterpreteerd om een effectieve uitwisseling van 

inlichtingen niet te dwarsbomen.  

 

3. Hoewel artikel 27 van het Verdrag niet voorziet in beperking van de methoden 

voor het uitwisselen van inlichtingen, is het wel te verstaan dat artikel 27, vijfde lid, de 
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Verdragsluitende Staten niet verplicht eigener beweging of automatisch inlichtingen uit te 

wisselen. 

 

4. De bepalingen van artikel 27 zijn dienovereenkomstig van toepassing  op 

inlichtingen die relevant zijn voor de tenuitvoerlegging van inkomstengerelateerde 

voorschriften krachtens de Nederlandse wetgeving door de Nederlandse 

belastingautoriteiten die belast zijn met de tenuitvoerlegging, toepassing of handhaving van 

deze inkomstengerelateerde voorschriften. In dat geval worden alle inlichtingen ontvangen 

uit hoofde van de eerste volzin van deze paragraaf in verband met artikel 27 van dit Verdrag 

uitsluitend gebruikt ten behoeve van de vaststelling en inning van de bijdragen en de 

vaststelling en toekenning van de voordelen uit hoofde van de in de eerste volzin bedoelde 

inkomstengerelateerde voorschriften. 

 

TEN BLIJKE WAARVAN de gevolmachtigden van de beide Verdragsluitende Staten, 

daartoe naar behoren gemachtigd, dit Aanvullende Protocol hebben ondertekend. 

 

GEDAAN in tweevoud te ’s-Gravenhage op 8 september 2009, in de Duitse en de 

Nederlandse taal, zijnde de beide teksten gelijkelijk authentiek.  

 

 

 Voor de Republiek Oostenrijk: Voor het Koninkrijk der Nederlanden: 

 

            Werner SENFTER m.p.               Jan Kees DE JAGER m.p. 
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